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Kurzfassung – Abstract

Vergangenheit und Zukunft der deutschen
Straßenverwaltung

U. STEINER beschreibt in seinem Einführungsvor-
trag die Geschichte und das Wirken des Arbeits-
kreises „Straßenrecht“ seit seiner Gründung 1958.
Der Beitrag blickt zurück auf die wissenschaftlichen
Persönlichkeiten, die die Arbeit dieses Gremiums
prägten, und auf die Themengeschichte, die sich in
ihrer Vielfalt einer detaillierten Darstellung entzieht.
Neue rechtliche und gesetzliche Entwicklungen be-
schäftigten den Ausschuss seit jeher. Die deutsche
Einheit mit ihren Umwälzungen für den Bau der öf-
fentlichen Infrastruktur und damit der Straßen setz-
te deutliche Akzente für die Tätigkeiten des Arbeits-
kreises. Resümierend stellt STEINER mit „erlaubter
Unbescheidenheit“ fest, dass sich der Ausschuss
um das deutsche Straßenrecht verdient gemacht
hat und aufgefordert ist, sein Engagement fortzu-
setzen.

T. TEGTBAUER berichtet über Vergangenheit und
Zukunft der Straßenbauverwaltung unter Berück-
sichtigung so bestimmender Faktoren wie Finanz-
mittelausstattung, nationale und globale Verkehrs-
entwicklung sowie Umsetzung des Bundesver-
kehrswegeplans und des Erhaltungszustandes des
Bundesfernstraßennetzes. Anschaulich werden
diese Schwerpunkte grafisch dargestellt. Anhand
der vier Bausteine

• Masterplan Güterverkehr und Logistik,

• Public Private Partnership,

• Neukonzeption des Bundesstraßennetzes und

• Managementoptimierung

wirft die Autorin einen Blick in die Zukunft der
Straßenbauverwaltung.

D. DRESCHER behandelt das Problemfeld der
Kommunalisierung der Straßenbauverwaltung
unter Wahrung der Länderinteressen. Die Verlage-
rung von Aufgaben der Länder auf die Kommunen
entspricht einer Tendenz, die den Erfordernissen an
eine effektive und moderne Verwaltung gerecht
werden will und zugleich einer zielgerichteten und
sparsamen Mittelverwendung dienen soll. Die Inter-
essen der Länder bei einer Kommunalisierung von
Aufgaben der Straßenbauverwaltung haben dabei
vor allem die Einhaltung der gesetzlichen Vorschrif-
ten und der haushaltsrechtlichen Vorgaben sowie 

die Gewährleistung einer gleich bleibenden Qualität
der Aufgabenerfüllung im Blick. Die Autorin zeigt die
Ziele der Kommunalisierung auf und stellt sie an-
hand des Beispiels des Freistaates Sachsen dar.

H. J. KLOFAT, Geschäftsführer der DEGES Deut-
sche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau
GmbH, stellt die Rolle der DEGES in der deutschen
Straßenverwaltung dar. Nach einem kurzen Blick in
die Geschichte der Gesellschaft seit ihrer Grün-
dung im Jahre 1991 definiert der Autor anhand von
Grafiken die Ziele der Gesellschaft und präsentiert
bisher Erreichtes. Der Weg der Aufgabenerfüllung
von der Planung bis zum fertigen Produkt „Straße“
wird ebenso dargestellt wie die darauf ausgerichte-
ten Konzepte. Zu den technischen Kernpotenzialen
zählen unter anderem die auf die jeweiligen Ziele
zugeschnittenen Planungs- und Realisierungskom-
petenzen sowie ein hohes Innovationsvermögen im
Ingenieurbau. Anhand beispielhaft dargestellter
struktureller Potenziale und der Entwicklung von
Perspektiven wirft der Autor einen Blick in die Zu-
kunft der Gesellschaft und diskutiert ihre künftigen
Aufgaben als Dienstleister der öffentlichen Auftrag-
geber.

The past and future of German road
management

In his introductory lecture, U. STEINER describes
the history and work carried out by the „Road
Legislation” committee since its establishment in
1958. This article deals with the scientists who have
contributed towards the achievements of the
committee and with the history of the subject itself,
which is too varied to describe in detail here. The
committee has been dealing with new legal
developments since its inception. German
reunification and its implications for the construction
of public infrastructure and thus roads have given
strong direction to the work of the committee. In
summary, STEINER found – with „justified pride” –
that the committee has made a clear contribution to
German road legislation and calls upon it to
continue its activities.

T. TEGTBAUER reports about the past and future
of road construction management, taking into
account determining factors such as financing,
national and global traffic development, the
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implementation of the federal traffic plans and the
maintenance of the federal highway network. These
aspects are graphically displayed in a descriptive
way. On the basis of four building blocks:

• A master plan for goods traffic and logistics,

• public private partnership,

• new design of the federal road network; and

• Management optimisation

the author provides an overview of the future of
road construction management.

D. DRESCHER deals with the problem of the
municipalisation of road construction management,
while protecting the interests of the states. The shift
of responsibilities from the states to the
municipalities corresponds to a trend that takes the
requirements for effective and modern
management into account, while at the same time
ensuring the targeted and effective use of
resources. The interest of the states in the
municipalisation of road construction management
tasks can be mainly summed up as the
maintenance of regulations and the specifications
of the budget, as well as an assurance of
continuous quality in the execution of tasks. The
author defines the goals of municipalisation, using
the Free State of Saxony as an example.

H. J. KLOFAT, executive director of DEGES
Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und -bau
GmbH presents the role played by DEGES in
German road management. After giving a brief
overview of the history of the company since its
inception in 1991, the author makes use of
diagrams to define the aims of the company and to
present its achievements to date. Task execution,
from planning to the finished product known as a
„road”, is explained, as are the concepts orientated
towards this goal. Its planning and execution
capacity, which has been customised to meet the
various goals, as well as its excellent and
innovative engineering concepts, are among the
company's technical core skills. Examples of the
structural potential and the development of
perspectives are presented by the author, who
takes a look at the future of the company and
discusses its future role as a service provider to the
public authorities.
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Vorwort

Die Beiträge dieses Bandes dokumentieren die
Vorträge des Forschungsseminars des Arbeitskrei-
ses „Straßenrecht“, das am 22. und 23. September
2008 an der Universität Bonn stattfand und das zu-
gleich der Feier des 50-jährigen Bestehens des Ar-
beitskreises galt.1 Dieses runde Jubiläum nahm der
Arbeitskreis zum Anlass, sich einerseits bilanzie-
rend seine eigene Vergangenheit zu vergegenwär-
tigen, zugleich aber auch Perspektiven für die Zu-
kunft der deutschen Straßenverwaltung unter den
geänderten Rahmenbedingungen des 21. Jahrhun-
dert zu gewinnen. Dabei sollten Bund, Länder und
– als Beispiel einer formal privatisierten Form der
gemeinsamen Verwaltung von Ländern und Bund –
die Deutsche Einheit Fernstraßenplanungs- und 
-bau GmbH zu Wort kommen.

Der Arbeitskreis ist hochgeehrt, dass eines seiner
verdientesten Mitglieder, Herr Univ.-Prof. Richter
des Bundesverfassungsgerichts a. D. Dr. Udo Stei-
ner, in seinem einleitenden Festvortrag die Ge-
schichte und das facettenreiche Wirken des Ar-
beitskreises „Straßenrecht” in dem halben Jahrhun-
dert seines Bestehens darstellte. Im Anschluss be-
handelte Frau Regierungsdirektorin Tatjana TEGT-
BAUER vom Bundesministerium für Verkehr, Bau-
und Stadtentwicklung das eigentliche Thema des
Forschungsseminars aus Sicht des Bundes und
verdeutlichte die schwierigen Rahmenbedingun-
gen, in denen die Straßenbauverwaltung in den
kommenden Jahren agieren muss. Die Perspektive
der Länder entwickelte der nachfolgende Vortrag
von Frau Ministerialrätin Doris DRESCHER vom
Sächsischen Staatsministerium für Wirtschaft und
Arbeit, der im Schwerpunkt die Länderinteressen
und die Tendenzen zu einer Kommunalisierung der
Straßenbauverwaltung diskutierte. In dem ab-
schließenden Referat untersuchte Herr Hans Jörg
KLOFAT, Geschäftsführer der DEGES Deutsche
Einheit, Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH, die
„Perspektiven für die künftige Rolle der DEGES in
der deutschen Straßenverwaltung“.

Der Herausgeber möchte allen Referenten und Au-
toren seinen Dank aussprechen, die ihre Vorträge 
– wie im Rahmen des Arbeitskreises üblich – auf
ehrenamtlicher Grundlage erstellt und überzeu-

gend vorgetragen haben. Dank schuldet der Ar-
beitskreis zudem der Bundesanstalt für Straßenwe-
sen und insoweit stellvertretend Herrn Porschen für
die Veröffentlichung dieses Tagungsbands sowie
einmal mehr den Mitarbeitern des Lehrstuhls für Öf-
fentliches Recht, allen voran Frau Brigitte Flögel
und Herrn Philipp Heuser, für ihre engagierte Hilfe
bei der Organisation des Forschungsseminars und
die Bearbeitung der Manuskripte.

Bonn, im März 2009

Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner LL.M.
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Univ.-Prof. Dr. Udo Steiner
Richter des Bundesverfassungsgerichts a. D., 
Karlsruhe

Geschichte und Wirken des 
Arbeitskreises Straßenrecht 
1958 bis 2008

I. Zur Arbeits- und Organisationsge-
schichte des Arbeitsausschusses
„Straßenrecht“

1. Im Dezember 1964 befördert der Rechtsrefe-
rendar Udo Steiner mit Hilfskraftfunktionen beim Er-
langer Staatsrechtslehrer Klaus Obermayer im pri-
vateigenen „Käfer“ die Akten und die Bibliothek des
Arbeitsausschusses „Straßenrecht“ der For-
schungsgesellschaft für das Straßenwesen auf der
in der Reichskarte der Fernverkehrsstraßen von
1930 als „Fernverkehrsstraße“ ausgewiesenen und
jetzigen A 9 von München nach Erlangen. Viel
Transportraum ist dazu nicht erforderlich. Immerhin
haben aber zu diesem Zeitpunkt schon fünf Sitzun-
gen des Ausschusses stattgefunden. Die Nieder-
schrift vom 2. Juni 1958 weist den 2. Mai 1958 als
seinen Gründungstag aus. Der Ausschuss geht aus
der „Arbeitsgruppe Straßenverwaltung“ hervor,
einem Gremium von Ingenieuren und Juristen der
1924 als „Studiengesellschaft für Automobilstra-
ßenbau“ gegründeten Forschungsgesellschaft für
das Straßenwesen (heute: Forschungsgesellschaft
für das Straßen- und Verkehrswesen). Seit 1957
existiert bereits der sog. Länderfachausschuss
Straßenbaurecht, in dem sich die juristischen Ver-
treter der Straßenbauverwaltungen der Länder zur
Erörterung und Lösung der Fragen des Straßen-
rechts zusammengefunden haben.1 Die erste Sit-
zung des Ausschusses findet im Gästehaus der Re-
gierung von Nordrhein-Westfalen statt. Offenbar
soll ein Kreis straßenrechtskundiger Juristen zur
Förderung der Straßenrechtsforschung gebildet
werden, an der Spitze zunächst Reinhard Beine,
Ministerialdirigent im Verkehrsministerium von
Nordrhein-Westfalen (1.-3. Sitzung), dann für kurze
Zeit der Rechtswissenschaftler Hans Spanner,
zunächst Professor für öffentliches Recht in Erlan-
gen und dann in München. Die Arbeit des Aus-
schusses startet mit einem Grundsatzreferat von
Hans Spanner, dem die Verbindung zur rechts-

wissenschaftlichen Forschung zugedacht ist, über
eine Grundmelodie der späteren Ausschussarbeit:
„Grenzfragen des öffentlichen und bürgerlichen
Rechts im Wegerecht, und zwar insbesondere im
Hinblick auf Straßenbaulast, Verkehrssicherungs-
pflicht und Sondernutzungen“.2 Die Diskussion ver-
läuft leidenschaftslos. Richard Bartlsperger ist 
noch nicht dabei. Dabei ist in dieser Sitzung natür-
lich Ernst A. Marschall, Vater des Bundesfern-
straßengesetzes von 1953 in Fachkreisen genannt,
und er entwirft ein anspruchsvolles Programm für
die weiteren Sitzungen. Über 50 sollten es dann bis
heute werden. Ernst Marschall’s Kommentar zum
Bundesfernstraßengesetz liegt seit 1954 vor, Kurt
Kodal’s Straßenrecht ebenso, freilich noch als
„Nachschlagewerk für die Praktiker in der Straßen-
bauverwaltung“ konzipiert, vertrieben unter der 
Bezeichnung „Handbuch des Straßenbaurechts“
von Kodal/Gudat, heute als Kodal/Krämer in der 6.
Auflage 1999. Ludger Baumeister, Landesrat a. D.
und Rechtsanwalt in Münster, von Anfang an Mit-
glied des Ausschusses, gibt dem Ausschuss in sei-
ner Grundsatzschrift „Zur Geschichte und Proble-
matik des deutschen Straßen- und Wegerechts“3

1957 ein wichtiges Stichwort: „Wissenschaft und
Rechtsprechung haben auf der spärlichen und zer-
splitterten gesetzlichen Grundlage das System
eines allgemeinen deutschen Wegerechts ent-
wickelt. Die Zweifel mehren sich, ob dieses System
einer modernen Straßenverwaltung und ihrer Auf-
gabe einer umfassenden Vorsorge für den Stra-
ßenverkehr in vollem Umfang gerecht werden
kann.“

Der Ausschuss tagt in verschiedenen Städten, ist
zunächst also eine Art Wanderbaustelle des
Straßenrechts: Düsseldorf, Hamburg, Erlangen,
Köln und München. Ernst Marschall und Kurt Kodal
stehen auf der Liste der prominenten Referenten.
Wissenschaftlicher Schwerpunkt der ersten Jahre
ist das Gebiet der „Rechtsvergleichung mit auslän-
dischem Recht hinsichtlich verschiedener Rechtsin-
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1 Siehe zur Vorgeschichte und Geschichte des Länderfach-
ausschusses G. GEYER, in: DURNER (Hrsg.), Straßenrecht
und Föderalismus, 2008, S. 26 ff.

2 Der Vortrag von H. SPANNER erscheint unter dem Titel
„Grenzen zwischen öffentlichem und bürgerlichem Recht im
Wegerecht“, 1958/59 als Heft 2 der Schriftenreihe der Ar-
beitsgruppe „Straßenverwaltung“ der Forschungsgesell-
schaft für das Straßenwesen e. V. 

3 L. BAUMEISTER, Zur Geschichte und Problematik des deut-
schen Straßen- und Wegerechts, 1957, Vorwort.



stitute des Straßenbaus“ auf der Grundlage eines
Hans Spanner erteilten Forschungsauftrags auf
dem Gebiet des internationalen Straßenbaurechts.
Auch später nimmt der Ausschuss Länderberichte
zur Kenntnis und diskutiert sie.4

2. In der 5. Sitzung des Ausschusses in Mün-
chen im Dezember 1964 übergibt Hans Spanner
die Leitung an Klaus Obermayer,5 Ordinarius für
Öffentliches Recht und Institutsdirektor in Erlangen.
Er wird den Ausschuss bis zur 17. Sitzung am 25.
Juni 1976 leiten.6 Das Arbeitsprogramm wird
zunächst vom Erlanger wissenschaftlichen Nach-
wuchs gestaltet. „Jugend forscht“, und aus den Re-
feraten entstehen beachtliche Dissertationen.7 Die
Jugend protokolliert auch zunächst. Später über-
nehmen es erfahrene Mitglieder des Ausschusses,
in den Fachorganen und Fachzeitschriften über
dessen Arbeitsergebnisse zu berichten. Mit Bern-
hard Stüer erhält der Ausschuss später sogar einen
professionellen hauseigenen Berichterstatter, mit
Berichten zunächst in „Die Öffentliche Verwaltung“
und später – mit erfreulicher Kontinuität – im „Deut-
schen Verwaltungsblatt“.8

3.a) Der Wechsel im Vorsitz von Klaus Obermay-
er zu Willi Blümel erfolgt 1976, und dieser Vorsitz
dauert 30 Jahre. Forschungs- und arbeitsfette
Jahre kann man sie in der Sprache der Bibel nen-
nen. Der Ausschuss spielt auf Wunsch von Willi
Blümel mit einer Doppelspitze. Namhafte Praktiker
stehen ihm als stellvertretende Vorsitzende zur

Seite: Hans-Wolfgang Schroeter, Fritz Kastner und
Jürgen Kern. Das Jahr 1976 ist für den Ausschuss
eine strukturelle Zäsur. Kurt Kodal hat eine Neu-
konzeption in einer kleinen Denkschrift 1974 gefor-
dert. Alles soll anders bleiben. Der Ausschuss solle
eine deutlich größere Außen- und Breitenwirkung
erhalten. Es gelte eine Entwicklung zu vermeiden,
bei der der Ausschuss die wissenschaftliche Dis-
kussion nur unter sich betreibe. Verstärkt kommen
führende Straßenbaujuristen in den Ausschuss,
hochrangige Vertreter der Straßenverwaltung des
Bundes und die Landesfürsten des Straßenbau-
rechts, zudem obere und oberste Richter aus Se-
naten, die in Bund und Ländern mit Fragen des
Straßenrechts und insbesondere der Straßenpla-
nung befasst sind, auch Mitglieder des Haftungsse-
nates des Bundesgerichtshofs. Die Zahl der
Rechtswissenschaftler im Arbeitsausschuss steigt.
Die Niederschriften des Ausschusses über die vie-
len Jahrzehnte hinweg dokumentieren auch Auf-
stiegsbiografien in Verwaltung, Rechtsprechung
und Wissenschaft. Es wird ein- und ausgewechselt.
Mit Erfolg werden straßenrechtskompetente und
gerichtserfahrene Anwälte in den Ausschuss einge-
worben. Kontinuierlich ist auch der Deutsche Städ-
tetag vertreten. Freilich bleibt der Ausschuss über
viele Jahre hinweg männlich. Als Gäste wirken die
ersten Straßenbaujuristinnen in den 1990er Jahren
mit, einige dann auch als Mitglieder. Mehr sei dazu
nicht berichtet, um nicht das späte Interesse der
deutschen Geschlechterforschung auf den Aus-
schuss zu lenken.

b) Die Einladung von sachkundigen Gästen er-
weitert das fachliche Spektrum. Durch Referate und
Diskussionen straßenbezogener Themen im Rah-
men der Speyerer staats- und verwaltungswissen-
schaftlichen Arbeits- und Fortbildungstagungen er-
hält die Arbeit eine erheblich erweiterte, fast schon
große Bühne. Public Viewing könnte man sagen.
Zur Erörterung dringender Rechtsfragen steht je-
weils am Ende einer Arbeitssitzung eine sog. Aktu-
elle Stunde. Zudem: Die fachliche Arbeit erfolgt
unter dem schützenden Dach des Speyerer „For-
schungsseminars“. Die Anbindung an das For-
schungsinstitut der Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften hat organisatorische und finanzielle
Vorteile. In der Taverna der Hochschule werden 
– ein Kollateralnutzen dieser Symbiose sozusa-
gen – dank des sog. Forschungsweins die Grenzen
zwischen Straßenbaulast, Straßenbaulust und
Straßenbaufrust fließend. Der Ausschuss ist nicht
mehr eine Arbeits- und Forschungszelle wie in Er-

9

4 Siehe die Berichte über Erfahrungen mit der Planung und
dem Bau von Straßen in Frankreich, Portugal und der
Schweiz durch A. STEIN, J. A. BARNITZKE und W. BURG-
UNDER auf der Tagung 1999, zusammengefasst von B.
STÜER, DVBl. 1999, 1640 (1641). 

5 Sein wissenschaftliches Werk wird u. a. mit einer Festschrift
zu seinem 70. Geburtstag gewürdigt. Siehe R. BARTL-
SPERGER et al., Rechtstaat. Kirche. Verantwortung. 1986.

6 Aus dieser Zeit siehe etwa K. OBERMAYER, Grundzüge des
Fernstraßenrechts der USA, 1969.

7 Siehe P. KARWATH, Die Konzentrationswirkung der Plan-
feststellung nach dem Bundesfernstraßengesetz, 1968; M.
SOMMER, Das Immissionsrecht der öffentlichen Sachen,
1973; D. WOLST, Bundesauftragsverwaltung als Verwal-
tungsform. Untersuchungen zur auftragsweisen Fern-
straßenverwaltung, 1974 und K. RAUSCHER, Enteignung
und freihändiger Erwerb, 1976. 

8 B. STÜER, DÖV 1986, 65 ff.; 1987, 104; 1988, 507; 1989,
217 ff. und dann im DVBl. 1990, 35 ff., später zusammen mit
C. D. HERMANNS. Siehe weiter die Berichte von M. PFEIL,
DVBl. 1991, 1351 ff., T. AMMELBURGER, NVwZ 1995, 873
ff. und M. RIEDER, DVBl. 2001, 352 ff. Die Berichte zeich-
nen sorgfältig auch die Diskussion zu den Referaten nach.



langer Tagen mit Familienanschluss im Hause
Obermayer und Damenprogramm. Er öffnet sich,
auch fachlich, zum Raumordnungsrecht,9 zur Bau-
leitplanung,10 auch zum Recht der Flurbereini-
gung,11 öffnet sich nicht zuletzt zum Recht anderer
Verkehrsträger.12

4. Die Ära Blümel setzt sich nach dessen 
Emeritierung als Vorsitzender dann mit der 44. Sit-
zung 1999 in Saarbrücken fort, unterstützt durch
den saarländischen Universitätsprofessor Klaus
Grupp als weiteren wissenschaftlichen Leiter. In der
52. Sitzung 2006 legt Willi Blümel sein sanftes,
aber souveränes Dirigat nieder und übergibt die
Leitung an Wolfgang Durner, Universitätsprofes-
sor in Bonn. Dieser bietet dem Ausschuss einen
neuen „Vorort“. Der Ausschuss tagt nun nach seiner 
„Abnabelung“ von der Forschungsgesellschaft 
für das Straßen- und Verkehrswesen als wissen-
schaftliche Einrichtung an der Universität Bonn 
und nennt sich „Arbeitskreis Straßenrecht“. Den
stellvertretenden Vorsitz übernimmt Siegfried
Rinke.

Die 52. Sitzung findet auf Einladung von Bernhard
Stüer und dessen Gattin in Tecklenburg-Leeder
statt. Schon in der Obermayer-Zeit ist der Aus-
schuss Gast in der norddeutschen Tiefebene. Dem

anspruchsvollen Programm der 7. Sitzung 1965 in
Münster – es ging um Fragen der Straßenverkehrs-
sicherungspflicht in Deutschland und Frankreich
und um komplizierte Probleme der Auslegung des
§ 9 FStrG – sind freilich nicht alle bayerischen Teil-
nehmer nach der Erstbegegnung mit der Münster-
länder Kombination von Bier und Korn am Vor-
abend uneingeschränkt gewachsen. Es gibt auch
einen Sagenschatz des Ausschusses.

II. Zur Themengeschichte des Aus-
schusses

1. Wollte man die fünfzigjährige Arbeit des Aus-
schusses referieren, wäre man schon gescheitert,
bevor man mit diesem Vorhaben beginnt. Erlaubt
sei deshalb die Konzentration auf einige große The-
menlinien. Unabweisbar ist dabei Vereinfachung.
Die Arbeit des Ausschusses ist – um eine erste
Klassifizierung zu finden – über die Jahrzehnte hin-
weg geprägt von Themen, in denen zu traditionel-
len Fragen des deutschen Straßenrechts neue Lö-
sungen oder Lösungen unter neuen Umständen
gesucht werden.

a) In der ersten Phase der Erlanger Zeit sind es
Fragen der Rechtsnatur der straßenrechtlichen
Statusakte und ganz besonders der Rechtsqualität
der Widmung. Immer wieder beschäftigen den Aus-
schuss auch Probleme des Rechts der Enteignung
für den Straßenbau. Der Anlass dazu ist ein Klaus
Obermayer erteilter Forschungsauftrag zur „Reform
des Enteignungsrechts zum Zwecke des Straßen-
baus“. Diese Thematik hat der Ausschuss später
wieder aufgegriffen.13

b) Die verfassungsrechtliche Verteilung der Zu-
ständigkeiten von Bund und Ländern und insbe-
sondere die Entscheidung des deutschen Grundge-
setzes für den Bau und die Unterhaltung von Bun-
desfernstraßen in der Form der sog. Bundesauf-
tragsverwaltung – die Straße als bundesstaatliches
Thema im Grundgesetz also – beschäftigt den Aus-
schuss von Anfang an.14 Umfassende und tiefe Ar-
beiten zu Art. 90 GG sind aus der Mitte des Aus-
schusses hervorgegangen.15 Geht es dabei weithin
um Fragen der Innenarchitektur dieses Verwaltungs-
typus, so muss sich der Ausschuss in seiner 50. Sit-
zung am 14. und 15. Februar 2005 in Saarbrücken
der Frage eines „Abbruchs“ des Gesamtgebäudes
aufgrund der gutachtlichen Vorstellungen des Bun-
desrechnungshofes stellen.16 Das Straßenrecht ist
in die Föderalismusdiskussion geraten.17 Auch die
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9 Dazu W. HOPPE, Die Neuregelung des Verhältnisses von
Fachplanung und Gesamtplanung, 1997; dazu B. STÜER,
DVBl. 1998, 224 ff.

10 Siehe dazu M. RONELLENFITSCH, Bauleitplanung und
Fachplanung, 1997; dazu B. STÜER, DVBl. 1998, 224 (225).

11 Siehe dazu die Referate von H. EILFORT, Bedeutung und
Aspekte der modernen Flurbereinigung, und F. KASTNER,
Rechtsprobleme zwischen Flurbereinigung und Straßenbau
unter besonderer Berücksichtigung der Planfeststellung, in:
BLÜMEL (Hrsg.), Planfeststellung und Flurbereinigung –
Umweltverträglichkeitsprüfung, Speyerer Forschungsberich-
te 55, 1987.

12 Das Interesse des Ausschusses auf der Tagung 1993 gilt in
Fragen der Strukturreform der Bahn aus europäischer, natio-
naler und regionaler Perspektive. Siehe dazu die Referate
von H. DÜRR, S. MAGIERA, G. FROMM, F. KIEPE, H.
DREIBUS und Th. MUTHESIUS (vgl. dazu B. STÜER, DVBl.
1993, 1300 ff.), in: BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrswegerecht im
Wandel, 1994; R. SCHIRMER, Rechtsgrundlagen für
Park+Ride-Anlagen an den Schnittpunkten von Straße und
Schiene, 1991, in: BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrswegeplanung
in Deutschland, Speyerer Forschungsberichte 105, 1991, S.
47; dazu auch M. PFEIL, DVBl. 1991, 1351 (1354).

13 Siehe G. KORBMACHER, F. KASTNER, K. BOUJONG, H.
KRÖNER und G. FROMM, in: BLÜMEL (Hrsg.), Aktuelle Pro-
bleme des Enteignungsrechts, Speyerer Forschungsberichte
23, 1983.

14 Siehe WOLST (o. Fußn. 7).



komplizierte Problematik der Straßenklassifizierung
unter dem Gesichtspunkt der Verkehrsbedeutung
gehört in diesen größeren Zusammenhang.18

c) Eine thematische Großfrage ist seit der kon-
stituierenden Sitzung des Ausschusses 1958 die
Legitimität oder sogar Verfassungsmäßigkeit zivil-
rechtlicher Strukturen und Rechtsverhältnisse im
Recht der Straßennutzung und Straßenunterhal-
tung.19 Auch hier spannt sich der Bogen der Bera-
tungen zwischen der Klärung von Einzelfragen, die
sich aus dem Nebeneinander von öffentlichem und
privatem Recht im Straßenrecht ergeben, bis hin zu
einer theoretisch-dogmatischen Verwerfung zivil-
rechtlicher Mittel und Wege bei der juristischen Ge-
staltung der Nutzungs- und Unterhaltungsordnung
öffentlicher Straßen.20 In praktischer Hinsicht sind
diesem Thema die Versorgungs- und Telekommuni-
kationsleitungen zugeordnet,21 aber auch das Ver-
hältnis von Straßenbaulast und Verkehrssiche-
rungspflicht.22 Die Rechtsinstitute von Sondernut-
zung und Gemeingebrauch an öffentlichen Straßen
geben darüber hinaus Anlass zur Analyse und Auf-
arbeitung neuerer Entwicklungen.23 Es geht um
nichtverkehrliche Nutzungen im Straßenraum,24

nicht zuletzt um Wirtschaftswerbung. Kommunikati-
ve Nutzungen werden durch die Rechtsprechung,
überwiegend vom Beifall der Rechtswissenschaft
begleitet, in den grundrechtlichen Verfassungs-
stand erhoben. Dem traditionellen Straßenrecht
gehen die Themen nicht aus. Dafür sorgt auch die
Entwicklung der Länderstraßengesetzgebung, die
unter aufmerksamer Beobachtung des Ausschus-
ses steht.25

d) Das Rechtsinstitut der Planfeststellung findet
in den Ausschussberatungen über all die Jahrzehn-
te zu Recht größte Aufmerksamkeit, schon unter
kompetenzrechtlichen Gesichtspunkten in der Zeit
von Klaus Obermayer26 und dann umfassend 
und vorrangig unter der Ägide von Willi Blümel,
dem die deutsche Verwaltungsrechtswissenschaft
auf diesem Gebiet grundlegende Arbeiten ver-
dankt.27 Die Forschungsleistung des Ausschusses
auf diesem Arbeitsfeld ist besonders hervorzuhe-
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15 Siehe vor allem R. BARTLSPERGER, Zweitbearbeitung des
Art. 90 GG, in: Bonner Kommentar; ders., Das Fernstraßen-
wesen in seiner verfassungsrechtlichen Konstituierung,
2006. Siehe jetzt auch C. GRÖPL, in: MAUNZ/DÜRIG, GG,
Art. 90 (Bearbeitungsstand März 2007). 2004 referieren auf
der Tagung des Ausschusses U. STELKENS und W. MAß
über die rechtsgeschäftliche Vertretung des Bundes bei der
Bundesauftragsverwaltung. Dazu B. STÜER, DVBl. 2004,
1404 (1406). Auf der Tagung 2000 widmen sich K. SOM-
MERMANN und S. RINKE der Bundesauftragsverwaltung
bei Bundesfernstraßen. Dazu M. RIEDER, DVBl. 2001, 352
ff.; U. STELKENS beschäftigt sich auf dieser Tagung mit der
„Haftung im Bund-Länder-Verhältnis nach Art. 104a Abs. 5
Satz 1 Halbsatz 2 GG unter besonderer Berücksichtigung
der Bundesfernstraßenverwaltung“.

16 Siehe zu den Vorstellungen über die sog. Neuordnung der
Bundesfernstraßenverwaltung die Referate von M. BARAI-
TARU (Konzentration des Bundes auf die Bundesautobah-
nen, Übertragung der Bundesstraßen auf die Länder usw.)
und W. HAHN sowie H. KOLB (Österreich) auf der Tagung
2005; dazu B. STÜER/C. D. HERMANNS, DVBl. 2005, 556
ff.

17 Zu diesem Thema siehe den Vortrag von Ch. HEITSCH auf
der Tagung 2007; dazu B. STÜER/C. D. HERMANNS, DVBl.
2007, 1482 (1484).

18 Siehe die Referate von P. KISSNER und P. SIEBEL auf der
Tagung 1994. Dazu T. AMMELBURGER, NVwZ 1995, 873 ff.

19 Siehe schon oben Fußn. 2.
20 Die Frage eines einheitlichen Rechtsregimes für die Nutzung

öffentlicher Straßen wird z. B. intensiv bei der Tagung 2001
diskutiert. Siehe dazu B. STÜER, DVBl. 2002, 238 (239).

21 Siehe etwa M. RONELLENFITSCH, Folgekosten bei Versor-
gungsleistungen, 1995, in: W. BLÜMEL, Planungsrechtliche
Optimierungsgebote – Naturschutzrechtliche Eingriffsrege-
lung – Folgekosten, Speyerer Forschungsberichte 157,
1996, S. 67 ff.; dazu B. STÜER, DVBl. 1995, 1345 (1346);
ferner auf der Tagung 1996 den Beitrag von F. KIEPE, We-
gerecht und Telekommunikation: Die wegerechtlichen Rege-
lungen des Telekommunikationsgesetzes; dazu B. STÜER,
DVBl. 1997, 479 ff.

22 Grundlegend: R. BARTLSPERGER, Verkehrssicherungs-
pflicht und öffentliche Sache, 1970.

23 Siehe den Vortrag von P. KISSNER, über „Rechtsprobleme
der Sondernutzung“ auf der Tagung des Ausschusses 1988
(dazu B. STÜER, DÖV 1989, 217, 218 ff.), ferner A. KRÜ-
GER, Straßenverkehr und Sondernutzung, 1996; R. BART-
LSPERGER, Werbung und Straßenkommunikation in der
Mehrzweckordnung öffentlicher Straßen, 1996; dazu B.
STÜER, DVBl. 1997, 479 ff. Jetzt umfassend F. v. MANN-
STEIN, Die Nutzung der öffentlichen Straßen, 2008.

24 Die sog. nichtverkehrlichen Nutzungen der Straße und des
Straßenraums sind Gegenstand der Tagung 2001. Es refe-
rieren S. U. BAUMGÄRTNER (Versorgungsleitungen und Te-
lekommunikationslinien), M. RONELLENFITSCH (Nutzungs-
konflikt zwischen Telekommunikationslinien und Verkehrs-
wegen) und J. KERN (Der Straßenraum als Ort der Wer-
bung). Dazu B. STÜER, DVBl. 2002, 238 ff.

25 W. BLÜMEL und M. PFEIL geben 1993 Bd. 12 der Speyerer
Forschungsberichte heraus, in dem die „Neuen Länder-
straßengesetze“ abgedruckt sind. Siehe auch J. KERN,
Überarbeitung des Musterentwurfs für ein Länderstraßenge-
setz, in: BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrswegeplanung in Deutsch-
land, Speyerer Forschungsbericht 105, 3. Aufl. 1993, S. 75.
Über die Straßenplanung in den neuen Ländern berichten
auf der Tagung 1999 H. SCHITTNY und B. WITTING. Dazu
B. STÜER, DVBl. 1999, 1640 (1642). Siehe auch die Bun-
desländerberichte von J. SCHMIDT und J. MAJCHEREK auf
der Tagung 2002; dazu B. STÜER, DVBl. 2002, 238 (241).

26 Siehe die Arbeit von KARWATH (oben Fußn. 7).



ben.28 Sie geht weit über das hinaus, was Ernst
Marschall dem Ausschuss 1958 an Aufgaben auf-
gegeben hat. Der Ausschuss begleitet – fürsorglich
zugewandt – den Planfeststellungsbeschluss, den
juristischen Star unter den deutschen Verwaltungs-
akten, auf dessen Weg in neue Dimensionen der
Erschwerung seiner Herstellung, seines prakti-
schen Umfangs und seiner inhaltlichen Komple-
xität.29 Aber auch die Straßenplanung durch Be-
bauungsplan findet sein Interesse.30 Immer stärker
differenziert sich das Straßenrecht aus. Für die Er-
läuterungen in dem von Ernst A. Marschall begrün-
deten Kommentar zum Bundesfernstraßengesetz
zeichnen in dessen fünfter Auflage 1998 fünf Auto-
ren verantwortlich. In dem von Hermann Müller und
Gerhard Schulz herausgegebenen Kommentar
zum Bundesfernstraßengesetz mit Autobahnmaut-
gesetz von 2008 verteilt sich die Erläuterungslast

bereits auf zwölf Schultern (mit natürlich kompeten-
ten Köpfen).

e) Der Ausschuss kann sich aber auch nicht
einer Entwicklung verschließen, die das Straßen-
recht und insbesondere dessen juristischer Mittel-
punkt, die Widmung, erfordern. Es ist das Großthe-
ma „Verkehrsberuhigung in den Innenstädten“,31

das dazu zwingt, Möglichkeiten und Grenzen der
Steuerung des Verkehrs durch die straßenrechtli-
che Statusakte von Widmung, Teileinziehung und
Umstufung in Konkurrenz zu den Mitteln des
Straßenverkehrsrechts und insbesondere denen
des § 45 StVO auszuloten. Aus den juristischen,
nicht zuletzt auch gerichtlichen Auseinandersetzun-
gen mit diesem Fragenkreis geht wohl der
Führungsanspruch des Straßenrechts eher stabili-
siert denn geschwächt hervor.

2. Viele neue rechtliche und vor allem gesetzli-
che Entwicklungen beschäftigen den Ausschuss,
die von den Straßenbaujuristen nicht nur dankbar
aufgenommen werden und seit den 1990er Jahren
für wissenschaftlich-fachliche Hochspannung im
Ausschuss sorgen. Sie lassen sich schlagwortartig
kennzeichnen: politisch gewollte Beschleunigung
der Planungsverfahren und deren Demokratisie-
rung,32 Ökologisierung des Verkehrswegebaus,33

schließlich Europäisierung und Privatisierung.34

Die Erfahrungen des deutschen Straßenrechts mit
diesen Entwicklungen liegen oft parallel zu den Er-
fahrungen anderer Gebiete der deutschen Verwal-
tungsrechtsordnung.35 Der Ausschuss ist ein
straßenrechtlicher Bewegungsmelder.

a) Die Herstellung der Deutschen Einheit bringt
erhebliche Veränderungen für den Bau der öffentli-
chen Infrastruktur und damit auch der Straßen.36

Die Verwaltungsverfahren sollen aufgrund eines
neuen gesetzgeberischen Konzepts zunächst in
den Neuen Ländern, dann aber auch in ganz
Deutschland zu schnelleren Planentscheidungen
führen.37 Eigenartige Neuerungen werden auf den
Weg gebracht. Die Planung von Verkehrsanlagen
soll in bestimmten Fällen durch Gesetz erfolgen.
Die Lex Stendhal übersteht zwar die verfassungs-
gerichtliche Prüfung im Zweiten Senat,38 mehr
dann aber dankenswerterweise auch nicht. Das
Bundesverwaltungsgericht erhält für bestimmte
Projekte der Verkehrsinfrastruktur erstinstanzliche
Zuständigkeiten, zunächst nur für den Osten
Deutschlands, dann für die gesamte Bundesrepu-
blik.39 Demokratisch begründete Mitwirkungsrechte
im Planungsverfahren geraten in Spannung mit
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27 W. BLÜMEL, Die Bauplanfeststellung I, 1961; ders., Die
Planfeststellung im geltenden Recht, Habilitationsschrift
1967, Bde. 1 und 2, Speyerer Forschungsberichte, Bd. 140,
1994. W. BLÜMELs wissenschaftliche Lebensleistung hat
vielfache Anerkennung gefunden. Siehe nur W. BLÜMEL
zum 60. Geburtstag, VerwArch Bd. 80, Heft 1, S. 1, 1989; K.
GRUPP/M. RONELLENFITSCH, Kommunale Selbstverwal-
tung in Deutschland und Europa, 1995; dies., Planung –
Recht – Rechtsschutz, in: FS für W. BLÜMEL zum 70. Ge-
burtstag, 1999. Grundlegende Arbeiten von W. BLÜMEL fin-
den sich in W. BLÜMEL, Beiträge zum Planungsrecht, 1959,
in: GRUPP/RONELLENFITSCH (Hrsg.), 2004.

28 1984 ist die Tagung der Teilbarkeit von Planungsentschei-
dungen gewidmet. Es tragen vor: St. PAETOW, S. BROß
und M. RONELLENFITSCH. Veröff. in: BLÜMEL (Hrsg.),
Teilbarkeit von Planungsentscheidungen, Speyerer For-
schungsberichte 42, 1984; siehe ferner J. SPRINGOB, Aus-
weisung in Bedarfsplänen und Planfeststellung, 1987; dazu
B. STÜER, DÖV 1987, 507 (509 ff.); ebenso U. KUSCHNE-
RUS über „Planänderungen vor Erlass des Planfeststel-
lungsbeschlusses“ und K. GRUPP über „Aufhebung von
Planfeststellungsbeschlüssen“, Tagung 1989; dazu B.
STÜER, DVBl. 1990, 35 ff. 1994 referieren W. BLÜMEL und
M. RONELLENFITSCH über das Zusammentreffen von
Planfeststellungen. Siehe dazu Th. AMMELBURGER, NVwZ
1995, 873 (874).

29 Dazu die Informationen von G. GEYER bei B. STÜER, DVBl.
2004, 1404 ff. 

30 Siehe B. STÜER, DÖV 1989, 217 ff. über den Vortrag von
H.C. FICKERT auf der Tagung 1988.

31 Dazu U. STEINER, Möglichkeiten und Grenzen einer Verrin-
gerung der Kraftfahrzeugmengen im Innenstadtbereich mit
den Mitteln des Straßen- und Straßenverkehrsrechts, 1992;
dazu B. STÜER, DVBl. 1992, 1528 (1529 ff.). Siehe auch U.
STEINER, Aktuelle Rechtsfragen der innerstädtischen Ver-
kehrsführung, in: W. BLÜMEL (Hrsg.), Straße und Umwelt,
1979, S. 71 ff.

32 Über „Öffentlichkeitsbeteiligung bei Planungs- und Verwal-
tungsentscheidungen“ referiert J. SCHMIDT auf der Tagung
2004; dazu B. STÜER, DVBl. 2004, 1404 (1405).



deren rechtstaatlichen Strukturen.40 Alle diese Ent-
wicklungen spiegeln sich zeitnah im Arbeitspro-
gramm des Ausschusses.

b) Materiell-rechtlich ist es vor allem die plane-
rische Abwägung, deren Rechtsstruktur in den
Fokus der Arbeit des Ausschusses gerät.41 Die Auf-
arbeitung der neuen Fragen erhält ihre Dynamik
nicht zuletzt aus der umfassenden Ökologisierung

des Verkehrswegebaus. Der Gesetzgeber ver-
sucht, über die Verfahrensfehler hinaus auch Ab-
wägungsfehlern der Verwaltung die Schärfe rechtli-
cher Konsequenzen zu nehmen. Es entstehen Hei-
lungs- und Unbeachtlichkeitskonzepte, allen voran
in der gemeindlichen Bauleitplanung (heute: §§
215, 216 BauGB), die zu analysieren und zu be-
werten die interessante Aufgabe einer noch zu
schaffenden Stiftungsprofessur für Rechtspatholo-
gie sein könnte. Die deutsche Rechtsordnung bleibt
bei der rechtlichen Umsetzung des ökologischen
Auftrags des Art. 20a GG nicht unter sich. Mit
großer Wucht erfolgt eine Europäisierung der um-
weltrechtlichen Vorgaben für das deutsche Stra-
ßenrecht.42 Die Europäische Union sorgt aufgrund
ihrer Freizügigkeitsbestimmungen in Deutschland
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33 Siehe die Referate von W. Hoppe, Das Verkehrslärmschutz-
gesetz als Beitrag zur Lösung des Konflikts zwischen Straße
und Umwelt, T. MUTHESIUS, Auswirkungen des Verkehrs-
lärmschutzgesetzes auf die Städte, D. ENGELHARDT,
Straße und Natur, H. Bickel Straßenplanung, Umweltbela-
stung und verwaltungsgerichtlicher Rechtsschutz, in: BLÜ-
MEL (Hrsg.), Straße und Umwelt, 1979; ferner R. RÜMLER,
Zur Praxis der Umweltverträglichkeitsprüfung, H. C.
FICKERT, Berücksichtigung ökologischer Belange bei der
Planfeststellung, U. KUSCHNERUS, Funktion des land-
schaftspflegerischen Begleitplans (dazu B. STÜER, DÖV
1986, 65 ff.), in: BLÜMEL (Hrsg.), Aktuelle Probleme des
Planfeststellungsrechts, Speyerer Forschungsberichte 49,
1986. Auf der Tagung 1986 trägt R. BARTLSPERGER, Leit-
linien zur Regelung der gemeinschaftsrechtlichen Umwelt-
verträglichkeitsprüfung (dazu B. STÜER, DÖV 1987, 104,
(106), in: BLÜMEL (Hrsg.), Planfeststellung und Flurbereini-
gung – Umweltverträglichkeitsprüfung, Speyerer For-
schungsberichte 55, 1987, S. 39 ff. Es folgen: J. ULLRICH
über „Beurteilung und Minderung von Luftverunreinigungen
an Straßen“ und U. STEINER über „Berücksichtigung ver-
kehrsbedingter Schadstoffimmissionen bei der fernstraßen-
rechtlichen Planfeststellung“ auf der Tagung 1987 (dazu B.
STÜER, DÖV 1988, 507 ff.). Zu Fragen des Verkehrslärm-
schutzes referierten 1990 H. ALEXANDER, J. ULLRICH und
F. KIEPE (dazu B. STÜER, DVBl. 1990, 1393 ff.), in: BLÜ-
MEL (Hrsg.), Verkehrslärmschutz – Verfahrensbeschleuni-
gung, Speyerer Forschungsberichte 95, 1991. Mit der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung befasst sich U. KUSCH-
NERUS auf der Tagung 1995 (dazu B. STÜER, DVBl. 1995,
1345 (1346)), in: BLÜMEL (Hrsg.), Planungsrechtliche Opti-
mierungsgebote – Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung –
Folgekosten, Speyerer Forschungsberichte 157, 1996, S. 39
ff. 1998 stehen auf der Tagesordnung: P. MICHLER (Zum
Entwurf eines Umweltgesetzbuches), S. STRICK (Auswir-
kungen des Umweltgesetzbuches für die Straßenplanung)
und M. SAUTHOFF (Klagebefugnis gegen Fachplanungen),
in: BLÜMEL (Hrsg.), Umweltgesetzbuch – Klagebefugnis,
Speyerer Forschungsberichte 195, 1999. 

34 Dazu die Nachweise in Fußnoten 42 und 47.
35 Siehe dazu R. WAHL, Herausforderungen und Antworten:

Das Öffentliche Recht der letzten fünf  Jahrzehnte, 2006,
passim. 

36 Die DEGES Deutsche Einheit Fernstraßenplanung- und bau-
Gesellschaft mbH stellt H. J. KLOFAT auf der Tagung 1992
vor. Dazu und zu den kritischen Einwänden von R. WAHL
näher B. STÜER, DVBl. 1992, 1528 f.

37 Zu den Beschleunigungsregelungen siehe das Referat von
G. GEYER auf der Tagung 2004. Dazu B. STÜER, DVBl.
2004, 1404 ff. Siehe auch S. BROß, Beschleunigung von
Planungsverfahren, in: BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrslärm-
schutz – Verfahrensbeschleunigung, Speyerer Forschungs-
berichte 95, 1991, S. 69 ff.

38 BVerfGE 95, 1; dazu W. BLÜMEL, DVBl. 1997, 205 ff. und M.
RONELLENFITSCH, Tagung 1993 (dazu B. STÜER, DVBl.
1993, 1300 (1305)). Siehe dazu schon allgemein M. 
RONELLENFITSCH, Verkehrswegeplanung in Deutschland.
Beschleunigungsgesetz – Investitionsmaßnahmengesetz,
sowie B. STÜER, Investitionsmaßnahmegesetze als Verfas-
sungsproblem, in: BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrswegeplanung
in Deutschland, Speyerer Forschungsberichte 105, 1991.
Siehe dazu auch M. PFEIL, DVBl. 1991, 1351 ff.

39 Dazu G. GEYER auf der Tagung 2004 (vgl. B. STÜER, DVBl.
2004, 1404 ff.). Siehe jetzt das Infrastrukturplanungsbe-
schleunigungsgesetz – IPBeschlG – vom 9.12.2006 (BGBl. I
S. 2833). Siehe dazu die Referate von S. RINKE, E. HIEN
und M. EICHBERGER auf der Tagung 2007. Dazu B.
STÜER/C. D. HERMANNS, DVBl. 2007, 1482 ff. Schon auf
der Tagung 1993 beschäftigt sich S. PAETOW mit dieser
Frage. Dazu B. STÜER, DVBl. 1993, 1300 (1305). Zur Ge-
schichte und Entwicklung des sog. Beschleunigungsgrund-
satzes für Vorhaben der Infrastruktur siehe W. BLÜMEL, in:
FS für R. BARTLSPERGER, 2006, S. 263 sowie J. KERN
und D. HÖNIG, Referate auf der Tagung 2007; dazu B.
STÜER/C. D. HERMANNS, DVBl. 2007, 1482 (1483).

40 Dieses Spannungsverhältnis hat ganz besonders W. BLÜ-
MEL beschäftigt. Siehe z. B. „Demokratisierung der Planung
oder rechtstaatliche Planung?”, in: BLÜMEL (Hrsg.), Beiträ-
ge zum Planungsrecht 1959-2000, 2004, S. 97 ff. 

41 Es ist vor allem das Ausschussmitglied W. HOPPE, das dem
Abwägungsgebot intensive wissenschaftliche Aufmerksam-
keit gewidmet hat. Siehe dazu W. ERBGUTH u. a., Abwä-
gung im Recht, 1996 (mit Beiträgen des für W. HOPPE aus
Anlass seiner Emeritierung veranstalteten Kolloquiums, u. a.
mit einem Beitrag von R. BARTLSPERGER, S. 79); speziell
zum sog. planungsrechtlichen Optimierungsgebot R. BART-
LSPERGER auf der Tagung 1995 (dazu B. STÜER, DVBl.
1995, 1345 ff.), in: BLÜMEL (Hrsg.), Planungsrechtliche Op-
timierungsgebote – Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung
– Folgekosten, Speyerer Forschungsberichte 157, 1996.

42 Siehe dazu auf der Tagung 2003 S. STRICK (Die Umge-
bungs-Richtlinie), H. P. MICHLER (Umsetzung der FFH-
Richtlinie in das deutsche Recht) und M. RONELLEN-
FITSCH (Die Plan-Umweltprüfung bei der Verkehrswegepla-
nung); dazu B. STÜER, DVBl. 2003, 1437 (1439); ders., Eu-
roparecht in der Fachplanung, in: FS für H. H. RENGELING,
2008, S. 447 ff. Siehe auch Fußnote 33.



für Verkehr aus ganz Europa, nimmt den Deut-
schen aber weithin die Hoheit über das Infrastruk-
turrecht, mit dessen Mitteln die so entstehenden
Mobilitätsprobleme in eigener politischer Verant-
wortung zu lösen sind. Der Ausschuss hat das fach-
liche Glück, aus eigener Kompetenz und mit Hilfe
eingeladenen Wissens Klarheit in die neuen
Rechtsstrukturen der Straßenplanung zu bringen.43

Die breit angelegte Diskussion dieser Thematik
zwischen Wissenschaft und Praxis, aber auch den
wissenschaftlichen Mitgliedern des Ausschusses
untereinander gehört zu den interessantesten Er-

fahrungen der Geschichte des Ausschusses, die
auch eine Geschichte lebendiger Kommunikation
ist. Freilich geht es nicht nur um Straßenplanung
„trotz Europa“. Auch die Straßenplanung in Europa
beschäftigt den Ausschuss.44

c) Schließlich ist es die Entscheidung der Poli-
tik, den Staat auch auf dem Gebiet der Infrastruktur
sozusagen weniger rudern und tendenziell mehr
steuern zu lassen, die das Straßenrecht als fiskali-
sche und institutionelle Privatisierung erreicht.45

Staatliche Gewährleistungsverantwortung für die
öffentliche Infrastruktur ist das neue, hoch gehan-
delte Schlagwort. Der Ausschuss muss zur Kennt-
nis nehmen, dass die Haushaltsmittel für den
Straßenbau nicht ausreichen, um Verkehrswege
quantitativ und qualitativ in einer Weise zur Verfü-
gung zu stellen, die den Mobilitätswünschen der
Verkehrsteilnehmer genügt. Die Gültigkeitsdauer
von Planfeststellungsbeschlüssen muss, weil aus
finanziellen Gründen nicht zeitnah umsetzbar, ver-
längert werden; dafür schafft der Gesetzgeber die
erforderlichen Rechtsgrundlagen.46 Private Organi-
sationsfähigkeit und privates Kapital werden, nicht
nur in den Neuen Ländern, für den Straßenbau
nutzbar gemacht.47 Traditionelle Einrichtungen der
Straßen, wie die Nebenbetriebe auf Bundesauto-
bahnen,48 werden privatisiert. Eine neue Organisa-
tions- und Denkwelt wird vielen Straßenbaujuristen
aufgedrängt. Die Diskussion dieser Themen in
mehreren Sitzungen des Ausschusses lässt die
Spannungen zwischen alter und neuer Straßen-
rechtswelt sichtbar werden. Es geht um die Verant-
wortung des Staates für sichere und leistungsfähi-
ge Verkehrswege und Verkehrsanlagen.49

III. Versuch einer Bilanz

1. Der Chronist des Ausschusses, will er fünfzig
Jahre in dreißig Minuten bilanzieren, kann sich
zunächst durch Verweisung helfen. Verweisen kann
er auf eine außerordentlich eindrucksvolle Zahl wis-
senschaftlicher Monografien und Kommentaren die
unmittelbar aus der Arbeit des Ausschusses hervor-
gegangen sind oder mittelbar durch sie angeregt
oder ermöglicht werden.50 Man kann mit zulässi-
gem Stolz sagen, der Ausschuss hat sich eine
straßenrechtliche und straßenrechtsrelevante Bi-
bliothek erarbeitet. Dazu trägt auch Werner Hoppe
bei, der als langjähriger Schriftleiter der Deutschen
Verwaltungsblätter seine Zeitschrift generös den
Mitgliedern des Ausschusses für Publikationen öff-
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43 Dazu die Referate von O. ROJAHN (Europarechtliche Vor-
gaben in der Rechtsprechung des BVerwG), U. REPKEWITZ
(Probleme der Umsetzung der Umgebungsrichtlinie) und W.
DURNER (Umsetzung der Arhus-Konvention). Vgl. dazu B.
STÜER, DVBl. 2005, 1489 ff.

44 Dazu M. RONELLENFITSCH auf der Tagung 1999; vgl. B.
STÜER, DVBl. 1999, 1640 ff.

45 Speziell zur DEGES siehe oben Fußn. 36.
46 Darüber referiert A. KUDER auf der Tagung 1999. Siehe B.

STÜER, DVBl. 1999, 1640 (1642).
47 Die neuen Finanzierungsformen für den Straßenbau in Bund

und Ländern stehen 1993 und dann wieder 2002 auf der Ta-
gesordnung. Es referieren 1993 K. GRUPP, W. HAHN und B.
BRUNS (dazu B. STÜER, DVBl. 1993, 1300, (1304)), in:
BLÜMEL (Hrsg.), Verkehrswegerecht im Wandel, 1994, S.
129 ff. und 2002 M. UECHTRITZ, G. GEYER, J. MAJCHE-
REK und J. SCHMIDT. Dazu B. STÜER, DVBl. 2003, 582 ff.
Auch die Tagung 2006 ist der Finanzierung des Straßenbaus
und der Straßenunterhaltung gewidmet. Es tragen vor M.
SAUTHOFF (Refinanzierung von Straßen), B. WITTING (Er-
fahrungen mit dem F-Modell am Beispiel der Warnow-Que-
rung), W. MAß (Finanzierung der Ortsumgehungen in ge-
meindlicher Sonderbaulast) und M. BURGI (Vergaberechtli-
che Probleme der Privatfinanzierung von Straßen). Dazu B.
STÜER, DVBl. 2007, 231 ff.

48 Siehe dazu S. RINKE, in: GEIS/UMBACH (Hrsg.), Planung –
Steuerung – Kontrolle, FS für R. BARTLSPERGER, 2006, S.
515. Vgl. auch STEINER, NJW 1994, 1712 ff.. Grundlegend
zu den Privatisierungsfragen im Straßenbereich  BART-
LSPERGER, (oben Fußn. 15).

49 Siehe dazu U. STEINER, Zur Rolle des Staates im Bereich
der Verkehrswirtschaft, in: ENNUSCHAT u. a. (Hrsg.), Ge-
dächtnisschrift für P. J. TETTINGER, 2007, S. 179 ff.

50 Siehe etwa R. BARTLSPERGER, Die Bundesfernstraßen als
Verwaltungsleistung, 1969; ders., Verkehrssicherungspflicht
und öffentliche Sache, 1970; ders., Die Werbenutzungsver-
träge der Gemeinden, 1975; ders., Das Gefahrenrecht öffent-
licher Straßen, 1994. M. SAUTHOFF, Straße und Anlieger,
2003. Am KODAL/KRÄMER (Straßenrecht, 6. Aufl. 1999) wir-
ken als Autoren die Ausschussmitglieder H. KRÄMER, M.
AUST, K. BAUER und S. RINKE mit. Die 5. Aufl. von 
MARSCHALL/SCHROETER/KASTNER ist durchgehend von
Ausschussmitgliedern bearbeitet (F. KASTNER, K. GRUPP,
M. RONELLENFITSCH, F. SCHLOSSER und A. KRÜGER).
B. STÜER’s Handbuch des Bau- und Fachplanungsrechts ist
2008 in 4. Aufl. erschienen. Ebenfalls Mitglied des Ausschus-
ses war H. ZEITLER, Herausgeber des Großkommentars
zum Bayerischen Straßen- und Wegegesetz.



net. Spezifische Wege zur Veröffentlichung hat
zudem der Ausschuss selbst. Zwar kommt es nicht
zur Ausführung der frühen Idee, ein von der For-
schungsgesellschaft herausgegebenes „Archiv für
Straßenrecht“ zu gründen. Die ersten Arbeiten er-
scheinen aber in der Schriftenreihe der Arbeitsgrup-
pe „Straßenverwaltung“ der Forschungsgesell-
schaft.51 In seiner Speyerer Periode steht die
Schriftenreihe der Hochschule für Verwaltungswis-
senschaften zur Verfügung, seit jüngerer Zeit ein
Zugang zur Veröffentlichung, den die BASt dank
Konrad Bauer eröffnet hat. 1980 schreibt sich der
Ausschuss eine eigene Festschrift oder lässt sie
schreiben. Ihr Titel ist „Ein Vierteljahrhundert
Straßengesetzgebung“. Richard Bartlsperger, Willi
Blümel und Hans-Wolfgang Schroeter geben sie
heraus. Im Vorwort ist zu lesen, es sei die „Frage
nach der praktischen Bewährung und dem rechts-
theoretischen Rang“ der in Bund und Ländern in-
zwischen abgeschlossenen „Kodifikation des deut-
schen Straßenrechts im Geltungsbereich des
Grundgesetzes, die es geboten erscheinen ließ,
nach einem Vierteljahrhundert Straßenrechtsge-
setzgebung diesem Verwaltungsrechtsgebiet einen
eigenen größeren Sammelband zu widmen“.52 Es
ist eine Zwischenbilanz. Die Entwicklung geht wei-
ter. Eine Wiederaufbereitungsanlage ist der Aus-
schuss nie.

2. Reinhard Beine als Gastgeber der ersten 
Sitzung des Ausschusses 1958 hat es als dessen
Aufgabe bezeichnet, „brauchbare Unterlagen für
die Praxis zu verschaffen“. Es gelte, dem Praktiker
das Rüstzeug für seine Arbeit zu geben. Der Aus-
schuss müsse sich immer wieder die Frage stellen:
„Wie können wir dem Ingenieur von der juristischen
Seite her helfen?“ Man wird nach fünfzig Jahren Ar-
beit des Ausschusses – mit der Befangenheit eines
Mitglieds freilich formuliert – bestätigen können,
dass dies mehr als gelungen ist. In gewisser Hin-
sicht war der Ausschuss so etwas wie eine Selbst-
hilfeeinrichtung der Straßenrechtsjuristen. Bayerns
Josef Kersten sagt zum Abschied, der Arbeitsaus-
schuss habe für die Verwaltungspraxis „immer wie-
der Erkenntnisse und Impulse vermittelt“. Immer
wieder hat sich der Ausschuss zeitnah den neuen
Problemen und Fragen des Straßenrechts und des-
sen planungs- und umweltrechtlichem Umfeld ge-
stellt. Ob seine Arbeit und insbesondere die von
seinen Mitgliedern geleisteten rechtsdogmatischen
Beiträge Einfluss hatten auf Gesetzgebung, Ver-
waltung und Rechtsprechung, wäre ein interessan-
ter Gegenstand der Wirkungsforschung. In jedem

Fall hat der Ausschuss Theorie und Praxis, Rechts-
praxis und Verwaltungspraxis gleichermaßen, in
höchst sachdienlicher Weise zusammengeführt,
hat straßenrechtliche Wertschöpfung betrieben,
den Ausgleich zwischen pragmatischer und theore-
tischer Sicht der Themen gesucht. Die akademi-
sche Lehre des Straßenrechts – heute aufgrund der
veränderten Organisation des Jurastudiums auf
dem Rückzug, in den Lehrbüchern des Besonderen
Verwaltungsrechts gleichwohl noch vertreten,53

– gewinnt durch die Mitarbeit der Professoren im
Ausschuss an Motivation und praktischer Sub-
stanz. Die Rechtsprechung stellt sich durch ihre
Richter im Ausschuss der betroffenen und interes-
sierten Praxis. Zur Bilanz des Ausschusses gehört
aber auch, dass sich die Straßenbaupraxis immer
wieder der wissenschaftlichen Mitglieder des Aus-
schusses zur gutachtlichen und forensischen Un-
terstützung ihrer Rechtspositionen in Verwaltungs-
und Gerichtsverfahren bedient.

3. Kurt Kodal hat gelegentlich als seine fachli-
che Lebenslosung ausgegeben, es sei Aufgabe der
Straßenjuristen, dem Recht in den Straßenverwal-
tungen den gebührenden Rang zu sichern. Vorstel-
lungen darüber zu entwickeln, wie dieses Recht be-
schaffen ist und beschaffen sein soll, ist über fünf
Jahrzehnte die Kernaufgabe des Ausschusses und
des heutigen Arbeitskreises „Straßenrecht“. Er bot
und bietet dem mit dem Straßenrecht befassten Ju-
risten eine über fünfzig Jahre bestens organisierte
Gelegenheit, einen Beitrag zu leisten – wie im Vor-
wort der Festschrift von 1980 formuliert54 – „zur
sachgerechten Ausgestaltung und Systematik der
Straßenverwaltung in einer Zeit, in der die öffentli-
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51 Zu den Verdiensten der 1924 als Studiengesellschaft für Au-
tomobilstraßenbau gegründeten  Forschungsgesellschaft für
das Straßen- und Verkehrswesen gehört auch das inzwi-
schen vielbändige „Archiv für Geschichte des Straßen- und
Verkehrswesens“, das auch die Geschichte des Straßenwe-
sens in der DDR (1949-1989) einschließt (Heft 17 des Archi-
vs). Andere straßenhistorische Arbeiten kommen hinzu, wie
z. B. von C. WIENECKE, Entwicklungskritische Betrachtung
des deutschen Straßenwesens in den Jahren 1871 bis 1945,
1956.

52 R. BARTLSPERGER/W. BLÜMEL/H.-W. SCHROETER, Ein
Vierteljahrhundert Straßenrechtgesetzgebung, 1980, S. V ff.

53 T. v. DANWITZ, Straßen- und Wegerecht, in: SCHMIDT-Aß-
MANN/SCHOCH (Hrsg.), BesVerwR, 14. Aufl. 2008, 7. Kap.
(S. 875 ff.); U. STEINER, Recht der Verkehrsinfrastruktur,
insbesondere der öffentlichen Straßen und Wege, in: STEI-
NER (Hrsg.), Besonderes Verwaltungsrecht, 8. Aufl. 2006,
IV, S. 577 ff.

54 Siehe oben Fußn. 52.



chen Straßen zu den wichtigsten öffentlichen Gü-
tern und den schwierigen Gegenständen öffentli-
cher Planung und Umweltgestaltung gehören“. Er
hat diese Gelegenheit genutzt. Mit erlaubter Unbe-
scheidenheit kann man feststellen: Der Ausschuss
hat sich um das deutsche Straßenrecht verdient ge-
macht. Fortsetzung muss folgen.
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Regierungsdirektorin Tatjana Tegtbauer
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung

Vergangenheit und Zukunft der
Straßenverwaltung

I. Zahlen und Fakten

Die Frage nach der Zukunft der Straßenverwaltung
ist eng mit der Frage verknüpft, auf welche mögli-
chen Entwicklungen die Straßenverwaltung reagie-
ren muss, welche Herausforderungen sie zu meis-
tern hat. Dabei sind drei wesentliche Faktoren

• die zur Verfügung stehenden Finanzmitteln,

• die nationale und globale Verkehrsentwicklung
und

• der bauliche Zustand des Bundesfernstraßen-
netzes.

Im Folgenden werden diese wesentlichen Rahmen-
bedingungen näher erläutert.

1. Finanzmittelausstattung

In den Jahren 1998 bis 2007 war die Finanzaus-
stattung des Bundes für den Bereich der Bundes-
fernstraßen (Kapitel 1210/1202/1222)* tendenziell

steigend, wie Bild 1 (mit Angaben in Mrd. €) illus-
triert.

Auch für das bevorstehende Jahr 2009 ist bei der
Mittelausstattung eine leicht steigende Tendenz zu
verzeichnen, gemäß dem Kabinettsbeschluss vom
2. Juli 2008 werden Gesamtausgaben von 6.186,2
Mio. € zur Verfügung stehen. Diese Summe verteilt
sich wie in Bild 2 dargestellt:

Für die mittelfristige Finanzplanung, die den Zeit-
raum 2009-2012 umfasst, sollen indes dem Bun-
desfernstraßenhaushalt (Kapitel 1210/1202) Fi-
nanzmittel in etwas geringerem Umfang zugewie-
sen werden.

2. Entwicklung des Verkehrs

Die Verkehrsentwicklung als zweite bestimmende
Größe bei den Überlegungen zur Zukunft der
Straßenverwaltung stellt sich wie folgt dar:

Die dem Bundesverkehrswegeplan 2003 zu Grun-
de liegenden Verkehrsprognose, die den Prognose-
zeitraum 1997-2015 umfasst, prognostizierte für
den Prognosezeitraum massive Steigerungen der
Verkehrleistung im Güterverkehr von 64 %. Für den
Personenverkehr wurde eine Zunahme von 20 %
vorhergesagt.

Nach jüngsten Untersuchungen wird die Verkehrs-
entwicklung sogar noch stärker ansteigen: Das
progtrans-Gutachten, welches den Prognosezeit-
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Bild 1: Finanzmittelausstattung des Bundes (Kap. 1210/1202/1222) 1998 - 2007



raum 2005-2050 betrachtet, sagt eine Verdopplung
der Güterverkehrsleistung von 600 Mrd. tkm auf
über 1.200 Mrd. tkm voraus. Der Anteil der Güter-
verkehrsleistung auf der Straße wird gegenüber
heute um 72 % zunehmen (die Prognose 2025 er-
mittelt sogar eine Steigerung im Straßengüterver-
kehr um 84 %). Die dynamischste Entwicklung wird
beim Durchgangsverkehr – bedingt durch die geo-
grafische Lage Deutschlands im Herzen von Euro-
pa – prognostiziert. Die Personenverkehrsleistung
auf der Straße wird sich bis 2050 erhöhen, der Be-
völkerungsrückgang führt nicht zur Verringerung

des Pkw-Bestandes. Es werden kaum Veränderun-
gen im Modal Split prognostiziert, d. h., die Straße
wird weiterhin Hauptverkehrsader bleiben. Bild 4
verdeutlicht den immensen Zuwachs im Straßengü-
terfernverkehr:

3. Umsetzung des Bundesverkehrswege-
plans und Erhaltungszustand des Netzes

Der Status quo des Bundesfernstraßenetzes ist als
weiteres Element zu beleuchten, das wesentlichen
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Bild 2: Voraussichtliche Verteilung der Mittelausstattung für Bundesfernstraßen im Jahre 2009

Bild 3: Finanzplanung Bundesfernstraßenhaushalt 2009 und 2010 (Kapitel 1210/1202)



Einfluss auf die Herausforderungen für die Straßen-
verwaltung hat.

Der Erhaltungsbedarf war gemäß Bundesverkehrs-
wegeplan 2003 auf 34,4 Mrd. € ermittelt worden.
Zwischenzeitlich wird ein deutlicher Mehrbedarf an
Finanzmitteln erwartet. Die Finanzprognose hierfür
ist noch in der Bearbeitung. Ursache für den Mehr-
bedarf ist vor allem, dass

• Schwerpunktsetzungen im Bundesfernstraßen-
haushalt zu Gunsten von Bundesfernstraßen-
projekten im Osten vorgenommen wurden,

• dringende Neubau- und Ausbaumaßnahmen im
Westen teilweise unter Zurückstellung von Er-
haltungsmaßnahmen angestoßen wurden,

• das steigende Verkehrsaufkommen und eine
höhere Belastung vor allem der Ingenieurbau-
werke z. B. durch höhere Lasten zu einer häufig
verkürzten Lebensdauer der Infrastruktur
führen.

Vor diesem Hintergrund wird im Haushaltsjahr 2009
der Schwerpunkt im Bereich Erhaltung liegen.

4. Ergebnis

• Es erfolgt eine Verstetigung bei der Finanzmit-
telausstattung, in der längerfristigen Finanzpla-
nung ist jedoch eine leicht sinkende Finanzie-
rungskurve zu verzeichnen.

• Die verkehrlichen Zuwächse auf der Straße sind
immens, die Hauptlast des Güterverkehrs trägt
auch langfristig die Straße.

• Die Erhaltungsaufwendungen werden steigen
(müssen), die Umsetzung des Bundesverkehrs-
wegeplans 2003 erfolgt leicht verzögert.

II. Der Blick in die Zukunft

Die Zukunft der Straßenbauverwaltung will das
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Stadtent-
wicklung (BMVBS) unter anderem mit Hilfe folgen-
der Maßnahmen sichern und zugleich den zuvor
genannten Herausforderungen angemessen be-
gegnen:

• Baustein 1: Masterplan Güterverkehr und Logis-
tik,

• Baustein 2: Public Private Partnership (PPP),

• Baustein 3: Neukonzeption des Bundesstraßen-
netzes und

• Baustein 4: Managementoptimierung.

Im September 2007 hatte der Bundesrechnungshof
in seiner Funktion als Beauftragter für die Wirt-
schaftlichkeit in der Verwaltung vorgeschlagen,
eine Bundeszuständigkeit für die Finanzierung und
Verwaltung der Bundesautobahnen zu schaffen,
die Bundesländer sollten danach – gegen einen Fi-
nanzausgleich – für die Bundesstraßen zuständig
sein. Zudem sollten die Autonomie und Selbstver-
waltung der Gebietskörperschaften gestärkt wer-
den, da das System der Auftragsverwaltung zu Ver-
mischungen führe, die es zu entflechte gelte, da
dies unwirtschaftlich sei. Vereinzelt wurde auch die
Umstellung auf eine vollständige Nutzerfinanzie-
rung vorgeschlagen.

Derartige anderweitige Organisationsformen
und/oder neue Finanzierungsformen werden vom
BMVBS abgelehnt, da (u. a.)

• es sich bei der Auftragsverwaltung um eine be-
währte, im Grunde funktionierende Struktur han-
delt,

• der Aufbau einer eigenen Bundesfernstraßen-
verwaltung weder zeitnah noch mit wirtschaftlich
vertretbarem Aufwand umsetzbar erscheint,

• etwaige Interessenkonflikte auch bei bundesei-
gener Verwaltung nicht auszuschließen sind und

• eine vollständige Privatisierung und/oder eine
komplette Nutzerfinanzierung als keine volks-
wirtschaftlich sinnvollen Alternativen erscheinen
(bloße Monopolersetzung).

Deshalb gilt es, einerseits systemimmanente Ver-
besserungsmöglichkeiten so weit wie möglich aus-
zuschöpfen und andererseits die Finanzmittel so ef-
fizient wie möglich einzusetzen. Grundlegende Än-
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Bild 4: Entwicklung der Güterverkehrsleistungen 1997-2050



derungen der verfassungsrechtlichen Struktur der
Bundesfernstraßenverwaltung werden daher vom
BMVBS nicht aufgegriffen.

Baustein 1: Masterplan – Güterverkehr und 
Logistik (MPL)

Ziel des MPL ist es, konkrete Maßnahmen in Ab-
stimmung mit Wirtschaft und Verbänden, Parla-
ment, Ländern, Bundesressorts, Nachbarn und der
Europäischen Kommission zur weiteren

• Verbesserung von Transport und Logistik in
Deutschland,

• Verkehrsvermeidung und

• Verkehrsflussverbesserung, d. h. Steigerung der
Effizienz des Verkehrssystems,

zu vereinbaren. Das heißt, es werden klare, trans-
parente Schwerpunkte gesetzt.

Zu diesem Zweck wurde zunächst eine Bestands-
aufnahme am Logistikstandort Deutschland durch-
geführt, die Ergebnisse analysiert und auf deren
Basis Verbesserungsvorschläge erarbeitet. Dazu
fanden Workshops mit 700 Experten aus Verbän-
den, Unternehmen und Wissenschaft in fünf Quer-
schnittsbereichen statt.

Am 16. Juli 2008 hat das Bundeskabinett den MPL
beschlossen, derzeit wird die Umsetzung von 35
Einzelmaßnahmen vorbereitet. Unter anderem sind
folgende Einzelmaßnahmen des MPL für den Be-
reich Straße vorgesehen, wobei diese zum Teil be-
reits vom BMVBS zuvor angestoßen wurden:

• Optimale Nutzung von Verkehrswegen und Er-
höhung der Effizienz des Verkehrs durch

- Ausbau der Verkehrslenkungs- und 
-managementsysteme auf hoch belasteten
BAB (Telematik, Verkehrsbeeinflussungsan-
lagen etc.),

- Optimierung des Baustellenmanagements
zur Stauvermeidung, Verbesserung Koordi-
nierung von Baumaßnahmen, Baustellenor-
ganisation (sofern nötig auch länderübegrei-
fend) und

- Verbesserung der Lkw-Stellplatzkapazitäten.
Hierfür wurde eine Projektgruppe im BMVBS
eingerichtet. Nach deren Erkenntnissen be-
steht bundesweit derzeit ein Bedarf an ca.
14.000 zusätzlichen Parkständen, bis 2015
wurde ein Bedarf von 21.000 Lkw-Parkstän-

den ermittelt. Der aktuelle Bestand beläuft
sich auf 46.000 Parkstände, inklusive der
Parkmöglichkeiten auf den Autohöfen. Das
Ausbauprogramm für die im Zeitraum zwi-
schen 2005 und 2015 zu errichtenden Park-
stände umfasst ein Finanzvolumen von 260
Mio. €.

• Überprüfung der Bedarfspläne vor den Hinter-
grund der aktuellen und prognostizierten Ver-
kehrsentwicklung.

• Entmischung von schnellem und langsamem
Verkehr sowie von Schwerlast- und Individual-
verkehr z. B. durch Stärkung des 6-streifigen
Ausbaus (separate Spur für Lkw).

• Zusätzliche Investitionsmittel zur Sicherstellung
der Finanzierungslinie des BVWP 2003 durch
Erhöhung der Finanzmittel von Straße und
Schiene zur Engpassbeseitigung.

• Umwelt- und klimafreundlichere Gestaltung des
Verkehrs sowie Reduzierung des Lärms und
Verbesserung der Verkehrssicherheit z. B. durch
weitere Erhöhung der Umwelt- und Sicherheits-
standards, verbesserte Technologie zur Emissi-
onsreduzierung, Lärmverringerung durch „leise“
Straßenbeläge und durch Ausarbeitung eines
Konzepts zur Differenzierung der Mautsätze
nach Strecken und Zeitklassen, sodass Verkehr
entzerrt bzw. Staus vermieden werden.

• Forcierte Umsetzung von PPP-Lösungen zur
zügigen und effizienteren Realisierung von Au-
tobahnausbau- und -erhaltungsmaßnahmen.

Baustein 2: PPP – Einbindung privatwirtschaft-
licher Kompetenzen

Die mit Public-Private Partnership (kurz: PPP) ver-
bundenen Ziele sind:

• frühere Realisierung von Maßnahmen, kürzere
Dauer der Maßnahme,

• Realisierung von Effizienzvorteilen durch Le-
benszyklusbetrachtung,

• Förderung von Innovationen und

• Konzentration des Staates auf Kernaufgaben.

Im Bundesfernstraßenbau wurden bisher vier A-
Modell-Pilotprojekte Weg mit einem Bauvolumen
von rund 1 Mrd. € auf den Weg gebracht. Es wer-
den 30-jährige Konzessionsverträge mit der Privat-
wirtschaft abgeschlossen. Erste Impulse für die
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Bild 5: Betreibermodelle auf Bundesautobahnen – Stand: Januar 2009 – Pilotprojekte und neu geplante Projekte



Weiterentwicklung von PPP im Bundesfernstraßen-
bau enthält der Zwischenauswertungsbericht vom
September 2007, in den Stellungnahmen der Auf-
tragsverwaltungen und der Verbände eingeflossen
sind. Die wesentlichen Erkenntnisse aus den Pilot-
projekten sind:

• Vereinfachung des Vergütungsmechanismus
der A-Modelle,

• Vertiefung der Funktionalität der Ausschreibun-
gen,

• Schaffung einer gemeinsamen Geschäftsgrund-
lage zwischen Bund und Ländern vor Vergabe-
beginn (betreffend vor allem Vereinbarung einer
Geschäftsordnung über Zuständigkeiten und
Letztentscheidungsbefugnisse, verfassungs-
gemäße Zuordnung von Kosten, Verwaltungs-
kosten etc.),

• Standardisierung von Wirtschaftlichkeitsunter-
suchungen (wobei vor allem die Risikobewer-
tung von besonderer Bedeutung ist, vgl. § 7
BHO),

• Erstellung einer Datenbank über Kostenansätze
(Benchmarking, Schaffung von Kostentranspa-
renz),

• begrenzte Auswirkungen der PPP-Projekte auf
den Betriebsdienst und

• Weiterentwicklung auch des Funktionsbauver-
trages erforderlich.

Das Bauvolumen der geplanten acht weiteren Pro-
jekte der sog. „2. Staffel“ beträgt – ohne die beiden
Erhaltungsmodelle – 1,340 Mrd. €. Es handelt sich
im Einzelnen um

• vier Projekte nach dem A-Modell (A 8 (BY), A 1
(NW), A 7 (SH) und A 7 (NI),

• ein Erweiterungsmodell (A 6 (BW) ohne Be-
triebsdienst),

• ein Projekt ohne verkehrsmengenabhängige
Vergütung (A 9 (TH)) und

• zwei Erhaltungsmodelle, Vergütungsmechanis-
mus noch offen (A 45 (HE), A 60 (RP).

Dadurch werden jährlich insgesamt rund 200 Mio. €
Haushaltsmittel gebunden. Der Ausschreibungsbe-
ginn ist für den Zeitraum zwischen Ende 2008 und
2010/2011 geplant. Die Streckenlängen variieren
zwischen 36 Kilometern und 85 Kilometern.

Es wird im Rahmen der Föderalismuskommission II
diskutiert, ob zur Förderung von PPP in Art. 90 Abs.
4 GG eine Öffnungsklausel eingefügt werden soll.
Vorgeschlagen ist folgender Wortlaut:

„Der Bund kann auch durch Bundesgesetz Bun-
desautobahnen, sonstige Bundesstraßen des Fern-
verkehrs oder Teile davon in bundeseigene Verwal-
tung übernehmen“

Dadurch würde ein Initiativrecht des Bundes zur
Übernahme von Bundesfernstraßen(-abschnitten)
in bundeseigene Verwaltung geschaffen. Bisher
haben nach Art. 90 Abs. 3 Grundgesetz nur die
Länder das Recht, die Auftragsverwaltung zurück-
zugeben. Länderübergreifende (PPP-)Projekte
könnte der Bund künftig in Eigenregie durchführen,
das bisherige Erfordernis eines Staatsvertrages 
– im Falle von Übertragung hoheitlicher Rechte auf
ein angrenzendes Bundesland – würde entfallen.
Der Bund hätte so die Möglichkeit, institutionelle
Strukturen umzugestalten. Alle mit der Übernahme
verbundenen operativen Aufgaben (u. a. Bau, Er-
haltung, Betrieb) können als lebenszyklusorientier-
tes Leistungspaket in einem wettbewerblichen Ver-
fahren ausgeschrieben und von Privaten erledigt
werden. Für die hoheitlichen Aufgaben bestünde 
z. B. die Möglichkeit der Beleihung. Dies würde
auch die Möglichkeit eröffnen, Aufgaben in Dienst-
leistungszentren zu bündeln. Neue Behördenstruk-
turen wie etwa eine bundeseigene Fernstraßenver-
waltung sollen hingegen nicht aufgebaut werden,
Aufsichtsfunktionen sowie Kosten- und Erfolgskon-
trolle sollen im Rahmen der bestehenden Bundes-
behördenstrukturen wahrgenommen werden.

Eine Gesetzesinitiative für diese Öffnungsklausel
ist je nach Ausgang der Beratungen zur Föderalis-
musreform II im Bedarfsfall für Anfang 2009 ge-
plant.

Baustein 3: Neukonzeption des Bundesstraßen-
netzes

Es gab bereits zahlreiche Ansätze, das Bundes-
straßennetz neu zu konzipieren bzw. zu „bereini-
gen“. Das BMVBS will dadurch vor allem einen ver-
fassungsmäßigen Zustand erreichen. Das Konzept
ist aber auch vor dem Hintergrund der eingangs ge-
schilderten finanziellen und verkehrlichen Heraus-
forderungen der Zukunft von besonderer Bedeu-
tung.

• Bereits im Rahmen des Abstufungskonzeptes
des BMVBS aus dem Jahr 2001 waren 4.700
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km autobahnparalleler Bundesstraßen als nicht
fernverkehrsrelevant identifiziert und zur Abstu-
fung vorgesehen worden. Jedoch konnten nur
rund 300 km abgestuft werden, vor allem auf
Grund des erheblichen Länderwiderstands, 
der durch das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts vom 3. Juli 2000 noch bestärkt wur-
de.

• Der Bundesrechnungshof in seiner Funktion als
Beauftragter für die Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung sprach sich in seinem Gutachten vom
Oktober 2004 für eine Bundeszuständigkeit für
die Bundesautobahnen und eine Länderzustän-
digkeit für Bundesstraßen aus.

• Der Vorschlag des wissenschaftlichen Beirats
des BMVBS vom Februar 2006 lautete, dass al-
lein die Bundesautobahnen und Bundesstraßen
mit Fernverkehrsrelevanz und Verbindungsfunk-
tion beim Bund verbleiben sollten, die übrigen
Bundesstraßen seien abzustufen.

• Im Hinblick auf die Föderalismuskommission II
hat auch das BMVBS im Jahr 2007 erneut eine
Neukonzeption des Bundesstraßennetzes ent-
wickelt. Dabei wurde die Fernverkehrsbedeu-
tung der einzelnen Strecken geprüft und rund
20.000 km der Bundesstraßen als Abschnitte
ohne Fernverkehrsfunktion qualifiziert. Diese
sollen zur Schaffung eines verfassungs-
gemäßen Zustands im Rahmen der Föko II ab-
gestuft werden, ggf. auch auf Basis eines ge-
stuften Konzepts. Die Fernverkehrsbedeutung
der Bundesautobahnen bleibt unbestritten.

Baustein 4: Managementoptimierung

Ziel der Managementoptimierung – und damit letzt-
lich einer angemessenen Ausübung der Rechts-
und Fachaufsicht durch den Bund – ist die Steige-
rung von Kosteneffizienz und -transparenz sowie
insgesamt eine Prozessoptimierung. Dies soll z. B.
durch folgende Maßnahmen erreicht werden:

• Flexibilisierung technischer Regelwerke,

• Einführung eines dv-gestützten Controlling-
Systems z. B. im Vergabewesen,

• Vertragsmanagement und -controlling bei PPP-
Projekten,

• engere Vernetzung von Bund und Land (z. B.
bei der Datenverarbeitung).

III. Zusammenfassung

• Das System der Auftragsverwaltung hat aus
Sicht des BMVBS Bestand, es ist kein „Auslauf-
modell“. Jedoch sind systemimmanente Opti-
mierungen in Anbetracht der Finanzausstattung,
der Verkehrsentwicklung und der Umsetzung
des BVWP zwingend erforderlich, um den He-
rausforderungen der Zukunft angemessen be-
gegnen zu können.

• Die Berücksichtigung gesamtwirtschaftlicher In-
teressen und eine klare Priorisierung bei der
Umsetzung von Infrastrukturvorhaben sind an-
gesichts der Verkehrszunahme und der Finanz-
ausstattung unumgänglich.

• Managementverbesserungen führen zu Kosten-
wahrheit, -klarheit und -transparenz, sie er-
höhen die Wirtschaftlichkeit und Effizienz des
Gesamtsystems, was in Anbetracht der künfti-
gen Finanzausstattung einerseits und Verkehrs-
entwicklung andererseits zwingend erforderlich
erscheint.

• Eine flexiblere Ausgestaltung der Verwaltungs-
und Finanzierungsstrukturen erlaubt eine
schnellere Reaktion auf die sich rasch ändern-
den Anforderungen.

• Eine Konzentration des Bundes auf ein Kern-
straßennetz mit Fernverkehrsfunktion ist recht-
lich geboten; es stellt zugleich einen Beitrag zur
Entflechtung und damit zur Effizienz von Aufga-
benerledigung je nach Zuständigkeit dar.

• Die für PPP-Projekte charakteristische Lebens-
zyklusbetrachtung sowie (PPP-)Wirtschaftlich-
keitsuntersuchungen mit Bewertung von Risiken
schaffen Anreize für kostenbewusstes, wirt-
schaftliches Handeln auf der öffentlichen Seite.
PPP hat auch Auswirkungen auf die konventio-
nelle Maßnahmenrealisierung.
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Ministerialrätin Doris Drescher
Sächsisches Staatsministerium für Wirtschaft und
Arbeit, Dresden

Länderinteressen und Kommuna-
lisierung der Straßenbauverwal-
tung

A. Einleitung

Die Kommunalisierung von Aufgaben der staatli-
chen Verwaltungen ist eines der Schlagworte im
politischen Diskurs, wenn es um Funktional- und
Verwaltungsreformen geht. Eine Verwaltung der
kurzen Wege, die Stärkung der Selbstverwaltung
und die Einsparung von Kosten sind weitere
Schlagworte, die in diesem Zusammenhang immer
wieder auftauchen. Die Straßenbauverwaltungen
der Länder setzen sich seit geraumer Zeit mit die-
ser Thematik auseinander mit durchaus unter-
schiedlichen Entwicklungstendenzen. Die in den
einzelnen Ländern umgesetzten Modelle einer um-
gestalteten Straßenbauverwaltung erscheinen je-
doch untrennbar verwoben mit dem Gesamtkon-
zept der Funktional- und Verwaltungsreform des je-
weiligen Landes.

B. Die Kommunalisierung von Aufga-
ben der Straßenbauverwaltung im
Kontext von Länderinteressen

Die Kommunalisierung in der Straßenbauverwal-
tung beinhaltet die Verlagerung von Aufgaben auf
die Kommunen, in der Regel also auf die Land-
ratsämter, Kreisfreien Städte und Gemeinden.
Diese Aufgabe wurden zuvor von staatlichen
Behörden und Stellen erfüllt, seien es Sonder-
behörden wie Landesämter/Landesanstalten/
Staatsbetriebe für Straßenbau, Autobahnämter/-di-
rektionen und Straßenbauämter oder Mittelbehör-
den wie die Regierungspräsidien/Regierungen,
Landesverwaltungsämter. Aber auch Aufgaben die
bereits kommunal durch die Landratsämter wahr-
genommen wurden, können von der Kommunali-
sierung erfasst sein, indem diese auf kreisan-
gehörige Städte und Gemeinden verlagert werden.

Die Kommunalisierung von Aufgaben ist eine Ent-
wicklungstendenz der Verwaltung, die sich den Er-
fordernissen an eine effektive und moderne Verwal-
tung stellen und die sowohl den Anforderungen und

Interessen der Länder wie auch – bei der Bundes-
auftragsverwaltung – des Bundes gerecht werden
muss. Darüber hinaus muss eine sparsame Mittel-
verwendung auch bei kommunaler Zuständigkeit
gewährleistet sein.

Die Interessen der Länder bei einer Kommunalisie-
rung von Aufgaben der Straßenbauverwaltung be-
inhalten im Wesentlichen folgende Punkte:

• Gesetzmäßigkeit der Verwaltung
Dabei geht es darum, dass die geltenden Ge-
setze, Verordnungen, Verwaltungsvorschriften,
Erlasse und technischen Regelwerke bei den
Kommunen bekannt sind und dementsprechend
gehandelt wird. An sich eine Selbstverständlich-
keit, deren Umsetzung allerdings entsprechend
ausgebildetes und geschultes Personal und das
Vorhandensein der erforderlichen Arbeitsmittel
und technischen Geräte voraussetzt.

• Einhaltung haushaltsrechtlicher Vorgaben
Ebenso wie bei der Gesetzmäßigkeit der Ver-
waltung geht es hier einerseits um die Beach-
tung der gesetzlichen Vorschriften, insbesonde-
re der Haushaltsordnungen und der entspre-
chenden Verwaltungsvorschriften und Erlasse.
Insbesondere dürfen die Haushaltsansätze
sowie die Zuweisungen an die einzelnen Kom-
munen nicht überschritten werden. Die Verwen-
dung der Mittel muss der Zweckbestimmung der
Titel entsprechen und muss nachgewiesen wer-
den. Dafür sind die vom Land bzw. Bund vorge-
gebenen Buchungsprogramme zu verwenden,
um eine unmittelbare Weiterverwendung der An-
gaben zu sichern und um Mehraufwand durch
etwaige Dateneingaben bei den staatlichen
Behörden des Landes zu vermeiden. Daneben
sind die Haushaltsmittel sparsam und wirtschaft-
lich zu verwenden. Das heißt unter anderem,
dass nur notwendige Maßnahmen finanziert
werden, aber auch, dass nicht benötigte Mittel
rechtzeitig von der Kommune frei zu melden
sind, damit sie im Wege des sog. horizontalen
Mittelausgleichs ggf. anderen Kommunen zuge-
wiesen werden können. Kommunen, die einen
Mehrbedarf feststellen, müssen diesen rechtzei-
tig melden, damit frei gewordene Mittel zuge-
wiesen werden bzw. geklärt wird, wie der nicht
zu deckende Mittelbedarf durch Einsparungen
oder zeitliche Verschiebung von Ausgaben kom-
pensiert werden kann. Gerade dieser horizonta-
le Mittelausgleich der Kommunen untereinander
dürfte nicht so reibungslos verlaufen wie z. B.
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zwischen einzelnen Straßenbauämtern als unte-
rer Straßenbaubehörde.

• Leistungsfähigkeit und Beweglichkeit der Ver-
waltung
Eine Verwaltung ist nur so leistungsfähig, wie es
ihr innerer Aufbau und ihre Organisation und
Ausstattung zulassen. Unter diesem Gesichts-
punkt ist zum einen eine dezentrale Struktur ge-
boten, die einen Bezug zu regionalen und loka-
len Prämissen der Planung und Unterhaltung
von Straßen gewährleistet, vorhandene Orts-
kenntnisse nutzt und im Bedarf schnell vor Ort
präsent ist. Andererseits ist es günstig, be-
stimmte Aufgaben zentral wahrzunehmen, z. B.
regional übergreifende Planung von Großpro-
jekten, Klärung von Rechtsfragen, Haushalts-
führung/-überwachung.

Voraussetzung für die Leistungsfähigkeit und
Beweglichkeit der Verwaltung sind außerdem
qualifiziertes Personal in ausreichender Menge,
um die Erfüllung der Aufgaben in guter Qualität
und in vertretbaren Zeiträumen zu garantieren
und um schnell auf besondere Anforderungen
reagieren zu können (z. B. Projektgruppen für
Großprojekte bei der Planung von Straßen, er-
höhter Aufwand im Winterdienst durch beson-
ders harten Winter, nachfolgend hier erhöhter
Aufwand bei der Beseitigung von Winterschä-
den). Die Gewährleistung einer ausreichenden
Personalausstattung muss in vielen Ländern an-
gesichts der dort vorgegebenen und bereits um-
gesetzten Personaleinsparungen als kritischer
Punkt betrachtet werden, der bereits die Aufga-
benerfüllung der staatlichen Behörden in gewis-
sem Maße beeinträchtigt. Bei einer Kommunali-
sierung kann sich diese Problematik verschär-
fen, wenn das bisher staatliche Personal auf
viele Kommunen verteilt werden muss und auch
die Kommunen weitere Personaleinsparungen
vorsehen (müssen).

Da die vorhandenen Straßen zu erhalten und zu
unterhalten sind, ist ein Verzicht auf diese Auf-
gaben der Straßenbauverwaltung eher eine
theoretische Erwägung. Einziehungen, die den
Umfang der zu erbringenden Leistung vermin-
dern würden, dürften eher marginale Auswirkun-
gen haben. Abstufungen entlasten zwar den bis-
herigen Baulastträger der Straße, belasten aber
den neuen im gleichen Maße, sind also bei der
Gesamtbetrachtung eines Landes zu vernach-
lässigen.

Als „Allheilmittel“ angesichts des beständigen
Personalabbaus wird oft die Privatisierung von
Aufgaben betrachtet und dazu werden allerlei
„Feldversuche“ unternommen. So wurde z. B.
die Unterhaltung von Straßen privatisiert. Als
Hauptbereiche der Privatisierung sind jedoch
die Straßenplanung, die Bauausführung und
zum Teil die Bauüberwachung zu nennen. Gera-
de der letztgenannte Punkt kann allerdings zu
einem kritischen Kontrollverlust des Straßen-
baulastträgers führen, der sich dann fragen
muss, wie er mit seinem verbliebenen Personal
noch ausreichende Vorkehrungen gegen Mani-
pulation und Korruption treffen kann. Anzumer-
ken ist auch, dass Private nicht in jedem Fall
wirtschaftlicher arbeiten als die öffentliche Hand.
So kann die Privatisierung von Aufgaben zwar
die Personalkosten senken, jedoch die Pla-
nungs- und Baukosten und eventuelle Mehrkos-
ten (Nachträge) erheblich vermehren. Da die
meisten Länder bereits die Grenzen einer ver-
antwortbaren Privatisierung (mindestens) er-
reicht haben, dürfte dies für die Kommunen
kaum noch eine vertretbare Handlungsalternati-
ve mit dem Blick auf Personaleinsparungen und
die damit verbundene Kostensenkung sein. Re-
serven für die Kommunen könnten allenfalls in
einer Optimierung der Organisation bestehen.

Ein wichtiger Punkt im Zusammenhang mit der
Beweglichkeit der Verwaltung ist das Thema
Schnittstellen. Das Land hat bei der Kommuna-
lisierung von Aufgaben der Straßenbauverwal-
tung weiterhin ein Interesse an einer qualitativ
landeseinheitlichen Straßenbauverwaltung so-
wie ggf. einem landeseinheitlichen Vollzug der
Auftragsverwaltung. Die damit verbundene er-
forderliche Aufsicht bildet eine neue Schnittstel-
le, die einen gewissen Mehraufwand bei den
staatlichen Behörden und den Kommunen ver-
ursacht. Dieser Mehraufwand entsteht durch er-
forderliche Abstimmungen, Informationsaus-
tausch, Schulungen, Kontrollvorgänge und ggf.
aufsichtliches Einschreiten (Weisungen, Ersatz-
vornahme). Wird eine Aufgabe sowohl von
staatlichen Behörden wie auch von Kommunen
wahrgenommen, binden die Abgrenzung der
Aufgabenbereiche, die Definition der Zuständig-
keiten und die Klärung von Abgrenzungsfragen
in der Praxis weiteres Personal. Die Beweglich-
keit der Verwaltung kann durch zusätzliche
Schnittstellen und den damit verbundenen Auf-
wand leiden.
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• Erhaltung von spezifischem Sachverstand
Neben den allgemeinen Qualifikationen, die das
Personal durch entsprechende Ausbildung bzw.
Studium erworben hat, z. B. im Ingenieurwesen,
in der Rechtswissenschaft, im Verwaltungswe-
sen, hat eine Vielzahl der Beschäftigten Spezi-
alkenntnisse erworben, zum Teil durch Speziali-
sierung im Studium (z. B. Brückeningenieur),
durch Fortbildung und durch Aneignung in der
Verwaltungspraxis. Bei einer Kommunalisierung
von Aufgaben wird in der Regel das Personal
aus den bisher zuständigen staatlichen Behör-
den auf die Kommunen übertragen. Dabei kann
es zu einem Kompetenzverlust kommen, wenn
wenige Spezialisten auf vielen Kommunen ver-
teilt werden müssen. Dieser Punkt ist nicht zu
unterschätzen, da die Kommunen die ihnen
übertragenen Aufgaben mit der gebotenen
Sorgfalt und Kompetenz erfüllen müssen. Ist
dies durch das von der staatlichen Seite über-
lassene Personal nicht zu gewährleisten, muss
von der Kommune vorhandenes Personal quali-
fiziert oder zusätzliches Personal eingestellt
werden.

• Gleichmäßige Qualität der Aufgabenerledigung
Gleiche Vorgaben durch Rechtsnormen und
technische Regelwerke und eine anteilmäßig
gleichmäßige Ausstattung mit Mitteln, qualifizier-
tem Personal und weiteren Ressourcen garan-
tieren nicht automatisch eine gleichmäßige Qua-
lität der Aufgabenerledigung. Kleinere Kommu-
nen werden in der Tendenz Schwierigkeiten
haben, den Stand des erforderlichen techni-
schen und rechtlichen Fachwissens und Spe-
zialwissens beim Personal zu erreichen und zu
halten. In der Unterhaltung werden sie bei der
Anschaffung von technischen Geräten zu klei-
neren bzw. billigeren Fahrzeugen tendieren.
Das Erreichen des erforderlichen Qualitätsstan-
dards z. B. beim Winterdienst oder bei Instand-
setzungsarbeiten kann dann zum Problem wer-
den.

• Steuerungsmöglichkeit durch Rechts- und Fach-
aufsicht
Wie bereits aus den bisherigen Ausführungen
deutlich wurde, ist bei der Übertragung von Auf-
gaben der Straßenbauverwaltung auf die Land-
kreise eine Fach- und Rechtsaufsicht unabding-
bar, insbesondere wenn Aufgaben aus dem Be-
reich der Bundesauftragsverwaltung übertragen
werden. Auf andere Weise können die Gesetz-
mäßigkeit der Verwaltung sowie die Einhaltung

von einheitlichen Qualitätsanforderungen an die
Aufgabenerledigung und die Qualifizierung des
Personals nicht gewährleistet werden. Die Re-
chenschaftspflicht gegenüber den Rechnungs-
höfen und bei der Auftragsverwaltung gegen-
über dem Bund erfordert eine ausreichende
Transparenz des Verwaltungsvollzugs für die
staatlichen Behörden des Landes. Die Ausge-
staltung der Aufsicht als nicht beschränkte
Fachaufsicht möglichst mit Einräumung eines
Selbsteintrittsrechts stellt bei der Auftragsver-
waltung die dem Land obliegende Vollzugsver-
antwortung aus Art. 85 Abs. 3 GG sicher. Eben-
so ist es erforderlich, dass bezüglich des Ver-
waltungsvollzugs bei den Landesstraßen eine
unbeschränkte Fachaufsicht möglichst mit Ein-
räumung eines Selbsteintrittsrechts besteht. Da
es sich bei der Übertragung von Aufgaben der
Straßenbauverwaltung für Landesstraßen um
Angelegenheiten handelt, bei denen das Inter-
esse des Staates an der richtigen und vollstän-
digen Aufgabenerledigung wegen ihres gleich-
zeitig überörtlichen Charakters und wegen der
Notwendigkeit gleichmäßiger Handhabung ent-
scheidend ist, ist es unabdingbar, dies durch
fachliche Weisungen sicherzustellen. Bei den
Landesstraßen tritt aufgrund der Verbindungs-
funktion im Straßennetz und der Verkehrsbelas-
tung der örtliche Bezug in den Hintergrund. Um
für einheitliche und verkehrssichere Zustände
sorgen zu können, muss sich das Land ein un-
beschränktes fachliches Weisungsrecht vorbe-
halten.

Das gilt nicht für den Fall, dass Kreisstraßen, für
die das Land bisher die sog. technische Verwal-
tung wahrgenommen hat, d. h. für Planung,
Bau, Unterhaltung und Betrieb der Kreisstraßen
verantwortlich war, wieder „rekommunalisiert“
werden. In diesem Fall fällt die alleinige Verant-
wortung für die Kreisstraßen auf den Landkreis
als Baulastträger zurück. Es genügt hier der
Vorbehalt einer Rechtsaufsicht.

Anzumerken ist, dass die Ausübung der Aufsicht
sich nicht in Erlassen, dem Erteilen von Weisun-
gen oder weiteren „harten“ Aufsichtsmaßnah-
men erschöpft. Der erste Schritt ist hier die In-
formation, die möglichst nicht erst auf Anforde-
rung, sondern fortlaufend ausgetauscht wird. Im
weiteren Sinne gehören hierher auch die fachli-
che Fortbildung und Qualifikation als gemeinsa-
me Aufgabe.
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Am Rande sei angemerkt, dass der Bund – soweit
die Bundesauftragsverwaltung betroffen ist – wohl
ähnliche Interessen verfolgt.

Nachdem die Interessen der Länder spezifiziert
sind, gilt es nun, die andere Seite zu betrachten.
Die Ziele der Kommunalisierung können wie folgt
umrissen werden:

• Bürgernähe
Mit der Kommunalisierung wird allgemein ver-
sucht, mehr Bürgernähe zu schaffen. Es soll
eine „Verwaltung der kurzen Wege“ entstehen,
d. h., der Bürger soll möglichst ortsnah eine
Stelle vorfinden, die für sein Anliegen zuständig
ist. Als besonders bürgernah gilt die Verlage-
rung von Aufgaben auf die Gemeinden, sei es
von staatlichen Behörden oder von den Land-
ratsämtern.

Mit der Ortsnähe verbunden ist allerdings eine
Dezentralisierung, die sich angesichts der vor-
handenen Personalausstattung in den Straßen-
bauverwaltungen nur schwer realisieren lässt,
es sei denn, die Anzahl der Kommunen wird so
weit reduziert, dass sich dieser Mehraufwand in
Grenzen hält. Die Dezentralisierung zieht auch
mögliche Verluste bei der im Einzelnen erforder-
lichen fachlichen Qualifikation nach sich. Eine
kleine Gemeinde kann sich einen Spezialisten,
der sich mit den rechtlichen und technischen
Regelwerken des Straßenbaus genau auskennt,
in der Regel nicht leisten, da dieselbe Beschäf-
tigte meist für weiteren Bereiche zuständig ist, 
z. B. Personenstandswesen, Ausländerrecht,
Bauordnung.

• Transparente Zuständigkeiten
Die Zuständigkeiten sollen so geregelt sein,
dass die Bürger diese leicht durchschauen und
nicht von einer Behörde zur anderen verwiesen
werden.

Angesichts immer komplexer werdender Regel-
werke, stark geprägt von den Vorgaben des
Bundes, der Europäischen Union und der
Rechtsprechung, erscheint dies eher als hehres,
aber kaum erreichbares Ziel. Eine umfassende
Hilfestellung für den Bürger bietet hier neben
der örtlichen Verwaltung vor allem das Internet.
Der Bund, die Länder und die Kommunen haben
begonnen, Behördenwegweiser einzurichten,
zum Teil sogar ausgestaltet als inhaltlicher Rat-
geber für Standardthemen, z. B. „Amt 24“ in
Sachsen.

• Bündelung von Aufgaben auf kommunaler
Ebene
Bei einer weitgehenden Kommunalisierung ver-
lagern sich Bündelungs- und Koordinationsauf-
gaben, die bislang bei den Mittelbehörden ange-
siedelt sind, auf die Kommunen (Landkreise).
Da es nicht kommunalisierbare Aufgaben gibt
(z. B. Kommunalaufsicht, Aufgaben mit regiona-
lem Charakter, mit hohem Spezialisierungsgrad
oder Aufgaben, die eine landeseinheitliche Re-
gelung gebieten), müssen diese verbleibenden
Aufgaben an anderer Stelle gebündelt werden,
nämlich bei den Mittelbehörden (z. B. Regie-
rungspräsidien, Regierungen, Landesdirektio-
nen, Landesverwaltungsamt), bei staatlichen
Sonderbehörden (z. B. Landesamt für Straßen-
bau) oder bei der Ministerialverwaltung. Ver-
schiedene Stellen mit Bündelungsaufgaben
können allerdings in ein (ungewolltes) Konkur-
renzverhältnis geraten, das dem Ziel einer
transparenten Verwaltung entgegensteht.

Beispiel: Bei straßenrechtlichen Planungsver-
fahren werden die Landkreise nach Übertragung
von Aufgaben in vielen Bereichen als Träger öf-
fentlicher Belange beteiligt. Wenn ihnen Bünde-
lungsfunktionen zugewiesen wurden, wird er-
wartet, dass sich dies entsprechend in den Stel-
lungnahmen spiegelt. Zugleich nehmen Mittel-
behörden Aufgaben in den gleichen Bereichen
und wie bisher Bündelungsfunktionen hierzu
wahr. Die Planfeststellungsbehörde sieht sich
möglicherweise mit sich widersprechenden Stel-
lungnahmen oder mit Verweisungen auf die Zu-
ständigkeit des jeweils anderen konfrontiert. Ur-
sache dürften zwar im Wesentlichen zu un-
scharfe Zuständigkeitsabgrenzungen sein. Für
die Planfeststellungsbehörde ist es dennoch
schwierig, das Problem im Verfahren aufzulö-
sen.

• Stärkung der Selbstverwaltung und der Gestal-
tungsspielräume auf kommunaler Ebene bei
größtmöglicher Verwaltungsautonomie
Die Kommunalisierung von Aufgaben führt ge-
nerell zu einer massiven Verlagerung von Auf-
gaben, Kompetenzen, Personal und sonstigen
Ressourcen auf die Kommunen. Dies führt kon-
sequenterweise zu einer Stärkung der Selbst-
verwaltung und eröffnet neue und umfangreiche
Gestaltungsspielräume auf dieser Verwaltungs-
ebene. In manchen Bereichen kann auf eine
Rechts- und Fachaufsicht verzichtet und damit
eine hohe Verwaltungsautonomie eingeräumt
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werden. Dies trifft – wie bereits ausgeführt – je-
doch nicht auf Aufgabenverlagerungen aus der
Straßenbauverwaltung zu, soweit es um die
Bundesfern- und Landesstraßen geht.

• Straffung und Stärkung der Leistungsfähigkeit
der Verwaltung
Mit der Kommunalisierung wird in der Regel
eine generelle Aufgabenkritik verbunden, mit
dem Ziel, dass verzichtbare Aufgaben nicht
mehr wahrgenommen und Möglichkeiten der
Privatisierung besser ausgeschöpft werden. Im
Ergebnis werden nicht alle Aufgaben, die in der
staatlichen Verwaltung entfallen, auf die Kom-
munen übertragen, es sind weniger. Indirekt
werden dadurch eine Straffung und Stärkung
der Leistungsfähigkeit der Verwaltung erreicht.
Voraussetzung ist allerdings, dass die Privatisie-
rung nicht ein Maß erreicht, das zu einem Kon-
trollverlust führt und damit eine gesetzmäßige
Aufgabenwahrnehmung nicht mehr erlaubt.
Eine Stärkung der Leistungsfähigkeit setzt auch
voraus, dass die Kommunen genug qualifizier-
tes Personal für eine effiziente Aufgabenwahr-
nehmung vorhalten. Diese Anforderung steht
häufig im Spannungsverhältnis zu dem vielfach
geplanten Personalabbau und der Erwirtschaf-
tung von sog. Effizienzrenditen, die im Zusam-
menhang mit dem allmählichen Rückgang der
staatlichen Mittelzuweisungen an die Kommu-
nen (Mehrbelastungsausgleich) stehen.

Die Kommunalisierung von Aufgaben der Straßen-
bauverwaltung setzt voraus, dass diese Aufgaben
einer Kommunalisierung zugänglich sind. Am Bei-
spiel der Funktional- und Verwaltungsreform im
Freistaat Sachsen wird dies nachfolgend darge-
stellt.

C. Kommunalisierung der Straßen-
bauverwaltung am Beispiel des
Freistaats Sachsen

Das Prinzip der dezentralen Aufgabenwahrneh-
mung ist in Sachsen in Form eines Kommunalisie-
rungsgebots verfassungsrechtlich verankert. „Öf-
fentliche Aufgaben sollen vom Freistaat Sachsen
auf die Träger kommunaler Selbstverwaltung über-
tragen werden, wenn sie von ihnen zuverlässig und
zweckmäßig erfüllt werden können“ (Art. 85 Abs. 1
S. 2 der Sächsischen Verfassung – SächsVerf)1

und wenn verfassungsrechtliche, bundesrechtliche
oder EU-Vorgaben nicht entgegenstehen. Daraus

folgt eine Zuständigkeitsvermutung für die Kommu-
nen in ihrem Gebiet, soweit nicht die Aufgaben im
öffentlichen Interesse durch Gesetz anderen Stel-
len übertragen sind (Art. 82 Abs. 2, Art. 84 Abs. 1 S.
1 SächsVerf). Eine Übertragung von bisher staat-
lich wahrgenommenen Aufgaben auf die Kommu-
nen unterliegt dem Konnexitätsprinzip2 (Art. 85
Abs. 1 u. 2; Art. 87 Abs. 2 SächsVerf), d. h., die
Kommunen sind in die Lage zu versetzen, die Auf-
gaben wahrzunehmen.

Zu Beginn der 90er Jahre befanden sich die Land-
kreise, Kreisfreien Städte und Gemeinden in Sach-
sen in einer für die östlichen Bundesländer typi-
schen Aufbauphase, die dazu führte, dass viele
Aufgaben trotz der genannten verfassungsrechtli-
chen Regelungen zunächst staatlichen Behörden
zugewiesen wurden. Die Anzahl der Landkreise
wurde durch eine Kreisgebietsreform 1994-1996
von 48 im Jahr 1990 auf 22 verringert. Die Anzahl
der kreisangehörigen Gemeinden und Städte
wurde durch die Gemeindegebietsreform 1998 von
einer Zahl von 1.622 im Jahr 1991 auf 507 (Stand
2006) reduziert. Darüber hinaus gab es 7 kreisfreie
Städte.

Die Untersuchungen zur demografischen Entwick-
lung für Sachsen prognostizieren einen Bevölke-
rungsrückgang. Ausgehend von einer Einwohner-
zahl von ca. 4,9 Mio. Einwohnern im Jahr 1990 und
ca. 4,3 Mio. Einwohnern (Stand 2007) wird die Ein-
wohnerzahl im Jahr 2020 voraussichtlich auf 3,7
Mio. Einwohner sinken.3

Vor diesem Hintergrund wurde in Sachsen eine um-
fassende Funktional- und Verwaltungsreform
durchgeführt, die am 1. August 2008 in Kraft getre-
ten ist.

Teil dieser Reform ist die Reduzierung der Anzahl
der Landkreise von bisher 22 auf 10 und der Anzahl
der Kreisfreien Städte von bisher 7 auf nunmehr 3
(Chemnitz, Dresden, Leipzig), umgesetzt durch das
Sächsische Kreisgebietsneugliederungsgesetz.4

28

1 Verfassung des Freistaates Sachsen vom 27.05.1992,
SächsGVBl. S. 243.

2 G. MACHT, Landesverfassungsrechtliche Konnexitätsprinzi-
pien und Föderalismusreform, DVBl. 2008, 1150 ff.

3 Begründung zum Gesetz zur Neuordnung der Sächsischen
Verwaltung – Sächsischer Landtag, Drs. 4/8810, S. 164.
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Die Umgestaltung der Straßenbauverwaltung ist
Teil des Sächsischen Verwaltungsneuordnungsge-
setzes.5

Zu den für eine Kommunalisierung geeigneten Auf-
gaben gehören:6

• publikumsintensive Aufgaben,

• Aufgaben, die eine besondere Kenntnis der ört-
lichen Verhältnisse voraussetzen,

• Aufgaben, die in einem engen Sachzusammen-
hang mit Aufgaben stehen, die bereits auf der
Ebene der Kommunen erfüllt werden,

• kommunale Aufgaben, die staatliche Behörden
aufgrund besonderer rechtlicher Regelungen für
die Kommunen wahrgenommen haben.

Dagegen sind für eine Kommunalisierung nicht ge-
eignet:

• Aufsichtsaufgaben soweit sie die Kommune
selbst betreffen, z. B. Kommunalaufsicht,

• Aufgaben mit regionalem oder überregionalem
Charakter,

• Aufgaben, die eine landeseinheitliche Regelung
gebieten,

• Aufgaben mit hohem Spezialisierungsgrad,

• Aufgaben, die aufgrund rechtlicher Vorgaben
nicht kommunalisiert werden dürfen.

Die Aufgaben der Straßenbauverwaltung umfassen
zum Einen die Planung und den Bau von Straßen.
Zum Bau gehören Neubau, Erweiterung, Verle-
gung, Umbau und Ausbau von Straßen. Weitere
Aufgaben sind Erhaltung und Betrieb (= betriebli-
che Unterhaltung) der Straße. Zur Erhaltung
gehören begrifflich die bauliche Unterhaltung, die
Instandsetzung und die Erneuerung von Straßen.
Zuweilen werden die betriebliche und die bauliche
Unterhaltung unter dem Begriff „Betrieb“ oder „Be-
triebsdienst“ zusammengefasst.

Die Komplexität, räumliche Zuordnung und der Auf-
wand bei der Aufgabenerfüllung richten sich weiter-

hin nach der Straßenkategorie, d. h. danach, ob es
sich um eine Autobahn, eine Bundesstraße, eine
Staatsstraße, eine Kreisstraße, eine Gemeinde-
straße oder eine sonstige öffentliche Straße han-
delt.

Dem folgend ist die Verwaltung der Gemeinde-
straßen (bereits ausnahmslos kommunale Aufga-
be) und der Kreisstraßen (bisher überwiegend
Wahrnehmung der sog. technischen Verwaltung
durch die staatlichen Straßenbauämter) dem kom-
munalen Aufgabenkreis zuzuordnen, bei dem die
Erstkompetenzvermutung der Kommunen nach Art.
85 SächsVerf greift.

Demgegenüber sind die Planung und der Bau von
Bundesfernstraßen und Staatsstraßen nicht für
eine Kommunalisierung geeignet. Diese Aufgaben
haben überregionalen Charakter und eine landes-
einheitliche Regelung ist aufgrund der Bedeutung
des Bundesfernstraßen- und Staatsstraßennetzes
geboten. Planung und Bau von Bundesfernstraßen
und Staatsstraßen sind kreis-, zuweilen auch län-
derüberschreitend und außerdem gekennzeichnet
von einer räumlichen Zuordnung, die je nach Pro-
jekt wechselt und stets nur einen Teil des Landes
betrifft. Bei kommunaler Trägerschaft könnten die
notwendigen Kapazitäten nicht in ausreichendem
Maß vorgehalten werden bzw. wären nicht hinrei-
chend mobil.

Erhaltung und Betrieb der Bundesautobahnen ist
ferner aufgrund der hohen Verkehrsbelastung und
der Bedeutung der Autobahnen im Gesamtnetz
eine hohe Priorität vor der Erhaltung und dem Be-
trieb der anderen Straßenklassen beizumessen.
Bei kommunaler Zuordnung müssten die Autobahn-
abschnitte landkreisweise aufgeteilt werden. Der
daraus resultierende Mehraufwand in der Abstim-
mung der Landkreise kann zu Verzögerungen in
der Koordination führen, die zu Lasten der Ver-
kehrssicherheit gehen können. Insbesondere bei
den Autobahnen kann das nicht hingenommen wer-
den.

Bei der Erneuerung und Instandsetzung von Bun-
des- und Staatsstraßen als Teil der Erhaltung ist
festzuhalten, dass diese Aufgaben ebenso wie der
Straßenbau von einem hohen Privatisierungsgrad
gekennzeichnet sind. Die meisten Leistungen wer-
den öffentlich ausgeschrieben und vergeben. Die
Aufgaben der Straßenbauverwaltung haben einen
starken Schwerpunkt im Bereich der Planung, der
Koordination, der Projektsteuerung und der Über-
wachung und Kontrolle. Insbesondere für die Aus-
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schreibungen sind rechtliche und technische Spezi-
alkenntnisse erforderlich. Eine landesweite Erhal-
tungskonzeption gewinnt vor dem Hintergrund
rückläufiger Mittel für den Bau zunehmend an Be-
deutung und wird künftig ein wesentlich stärkeres
Gewicht in der Straßenbauverwaltung haben. Des-
halb sind für die Erneuerung und Instandsetzung
der Bundes- und Staatsstraßen eine landeseinheit-
liche Umsetzung und eine gleichmäßige Verwal-
tungspraxis nach nachvollziehbaren Kriterien erfor-
derlich. Werden diese Aufgaben auf die Kommunen
verlagert, werden diese mit hoher Wahrscheinlich-
keit weniger diese Prioritäten als die Verbesserung
der Erhaltungssituation vorrangig im eigenen Land-
kreis in den Mittelpunkt stellen. Die Zuweisung die-
ser Aufgaben an die Kommunen erschwert somit
die notwendige zentrale Steuerung der Erhaltung.
Aufwändiger ist auch die Abstimmung der Erhal-
tungsmaßnahmen mit den geplanten Baumaßnah-
men, da diese nicht mehr behördenintern, sondern
mit allen Landkreisen und Kreisfreien Städten
durchgeführt werden muss.

Die betriebliche und bauliche Unterhaltung (Be-
triebsdienst) der Bundes- und Staatsstraßen ist ein
Aufgabenkomplex, der den Straßenmeistereien
und damit den Straßenmeistern und Straßenwär-
tern obliegt. Hier werden die Aufgaben in der Regel
von eigenem Personal wahrgenommen und weni-
ger an Private vergeben. Das gleiche Personal hat
bisher als Gemeinschaftsaufgabe für die meisten
Landkreise (20 von 22) auch den Betriebsdienst für
die Kreisstraßen durchgeführt. Da der Betriebs-
dienst für die Kreisstraßen in jedem Fall den Kom-
munen zugeordnet wird, käme es zu einer Tren-
nung von Aufgabenkomplexen und Synergiever-
lusten, wenn die Aufgabe bei der staatlichen Ver-
waltung verbleibt. Darüber hinaus ist der Betriebs-
dienst von einem starken örtlichen Bezug geprägt
und in Meistereibezirke innerhalb der Landkreise
aufgeteilt. Innerhalb dieser Meistereibezirke wer-
den alle Bundes-, Staats- und Kreisstraßen be-
treut.

Der Betriebsdienst ist also eine zur Kommunalisie-
rung geeignete Aufgabe. Darüber hinaus ist eine
Kommunalisierung nicht zu empfehlen. Dies ent-
spricht der Kommunalisierung von Aufgaben der
Straßenbauverwaltung, wie sie in Baden-Württem-
berg durchgeführt wurde.

Sachsen ist darüber hinausgegangen, da auch die
Instandsetzung von Bundes- und Staatsstraßen auf
die kommunale Ebene übertragen wurde.

Im Ergebnis wurde in Sachsen die technische Ver-
waltung der Kreisstraßen wieder den Landkreisen
zugeordnet. Die Unterhaltung (betriebliche und
bauliche Unterhaltung) sowie die Instandsetzung
der Bundes- und Staatsstraßen wurden auf die
Landkreise und Kreisfreien Städte übertragen. Dem
Konnexitätsprinzip wurde Rechnung getragen
durch Abgabe des mit diesen Aufgaben bisher be-
trauten Personals und den erforderlichen Ressour-
cen (Fahrzeuge, Geräte, Nutzung Straßenmeiste-
reien etc.) an die Kommunen und finanziellen Zu-
weisungen über der Mehrbelastungsausgleich (Art.
4 SächsVwNG7 sowie nach §§ 48 Abs. 4, 50a Abs.
5 SächsStrG über den jeweils laufenden Landes-
haushalt (Zuweisungen für die Unterhaltung und In-
standsetzung).

Alle Aufgaben im Zusammenhang mit der Verwal-
tung der Bundesautobahnen und Planung, Bau und
Erneuerung von Bundes- und Staatsstraßen sind
weiterhin der staatlichen Straßenbauverwaltung zu-
geordnet, die zunächst in der bisherigen Behörden-
struktur (Autobahnamt Sachsen, Straßenbauämter)
verbleibt, allerdings die Straßenbauämter aus der
Fachaufsicht der Landesdirektionen (bisher Regie-
rungspräsidien) entlässt und direkt dem Staats-
ministerium für Wirtschaft und Arbeit (SMWA) un-
terstellt. Die Straßenbauämter üben die Fachauf-
sicht über die Landkreise und Kreisfreien Städte in
Bezug auf die Wahrnehmung der Unterhaltung und
Instandsetzung der Bundes- und Staatsstraßen
aus. Zum 1. Januar 2011 werden Autobahnamt und
Straßenbauämter zu einem Landesamt für Stra-
ßenbau zusammengefasst, das direkt dem SMWA
unterstellt ist.8

Damit wurde in Sachsen die Kommunalisierung mit
der Bündelung der verbleibenden Aufgaben in einer
staatlichen Sonderbehörde kombiniert.

D. Zusammenfassung

• Die Aufgaben der Straßenbauverwaltung emp-
fehlen sich aufgrund ihrer Komplexität und Ver-
wobenheit der einzelnen Aufgabenbereiche ge-
nerell nicht für eine Kommunalisierung.
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• Soweit dennoch eine Kommunalisierung ange-
strebt wird, sind als relativ abgeschlossener Auf-
gabenkomplex lediglich die betriebliche und die
bauliche Unterhaltung (Betriebsdienst) geeig-
net.

• Einige typische Probleme bei der Kommunali-
sierung von Aufgaben der Straßenbauverwal-
tung, z. B. der Verlust an Fachkompetenz, Spe-
zialwissen und die Gefahr der nicht ausreichen-
den Personalausstattung, lassen sich abmildern
durch eine zeitgleich durchgeführte oder vorge-
schaltete Kreis- und Gemeindereform, die die
Anzahl der Kommunen angemessen reduziert.

• Entstehende Schnittstellen erfordern ein hohes
Maß an Abstimmung, Information und Zusam-
menarbeit.

• Eine qualitätsorientierte und gesetzmäßige Auf-
gabenwahrnehmung erfordert qualifiziertes Per-
sonal in ausreichender Anzahl unabhängig
davon, ob eine Kommunalisierung durchgeführt
wird oder nicht. Fortdauernden Personalein-
sparungen kann eingeschränkt durch räumliche
Konzentration (weniger Standorte) und Konzen-
tration von Aufgaben (Optimierung der Organi-
sation) begegnet werden.

• Eine unbeschränkte Fachaufsicht ist der unab-
dingbare Begleiter einer Kommunalisierung von
Aufgaben der Straßenbauverwaltung, denn nur
so kann eine Wahrung der Länderinteressen ge-
währleistet werden.
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Hans Jörg Klofat
Geschäftsführer der DEGES Deutsche Einheit
Fernstraßenplanungs- und -bau GmbH

Perspektiven für die künftige
Rolle der DEGES in der deut-
schen Straßenverwaltung

I. Einleitung

Das Thema dieses Forschungsseminars des Ar-
beitskreises „Straßenrecht“ lautet:

„Vergangenheit und Zukunft der deutschen
Straßenverwaltung“.

Sie haben mir die Möglichkeit eingeräumt, in die-
sem Rahmen heute die „Perspektiven für die künf-
tige Rolle der DEGES in der deutschen Straßen-
verwaltung“ aus meiner Sicht, aus der Sicht der
DEGES, aufzuzeigen.

Die DEGES wurde am 7. Oktober 1991 gegründet.
Am 26. Oktober 1992, also gerade ein Jahr nach
der Gründung und somit heute vor knapp 16 Jah-
ren, hatte ich die Ehre und das Vergnügen, als
Gründungsgeschäftsführer diese Gesellschaft vor
diesem Gremium vorzustellen.

Betrachtet man die Zeitspanne von nunmehr 17
Jahren seit ihrer Gründung, so kann man mit Fug
und Recht sagen, dass die DEGES auch bereits
Teil der Vergangenheit der deutschen Straßenver-
waltung ist oder – von heute rückblickend betrach-
tet – geworden ist.

Aus dem Kreis der seinerzeitigen Teilnehmer sind
auch einige „Ohrenzeugen“ meiner damaligen Vor-
stellung der DEGES hier. Sie sind auch zusammen
mit anderen der heutigen Teilnehmer im übertra-
genen Sinne „Augenzeugen“ des Werdens und
Wirkens der DEGES geworden.

Beim Nachlesen meines damaligen Vortrages
konnte ich feststellen, dass der Kern dessen, was
ich damals als Anspruch der DEGES im Wesentli-
chen an sich selbst formuliert hatte, in der Realität
auch umgesetzt werden konnte.

Sie brauchen nun nicht zu befürchten, dass ich die
vergangenen 17 Jahre nach dem Motto „vorherge-
sagt – eingetroffen“ abarbeiten werde. Andererseits
unterstelle ich Ihre Zustimmung zu einem kurzen
Blick in die Vergangenheit, zu einem Resümée des

Erreichten und einer Benennung dessen, was davon
bleibt an Struktur, Bandbreite des Know-how und
Gestaltungskraft als Basis für eine Einschätzung der
Perspektiven der DEGES und ihrer künftigen mögli-
chen Rolle in der deutschen Straßenverwaltung.

II. Blick in die Vergangenheit

Zum Ende meines besagten Vortrages hatte ich die
ehrgeizigen Ziele dieser jungen und aus dem
Boden gestampften Gesellschaft DEGES – einem
„Kind“ der deutschen Einheit, die diese Tatsache im
Namen trägt – wie folgt beschrieben:

„Die übertragenen Straßenverkehrsprojekte deut-
sche Einheit

• in gleicher Qualität,

• zu gleichen Kosten,

• in kürzerer Zeit

als in den alten Bundesländern derzeit möglich zu
realisieren.“

Die DEGES war geschaffen worden als zusätzliche
Ressource für die gerade im Aufbau befindlichen
Auftragsverwaltungen der neuen Bundesländer.
Vor diesen lagen so gewaltige Aufgaben, dass
deren Kapazität nicht annähernd ausreichte, um
neben ihren schon umfangreichen „normalen” Auf-
gaben auch noch die sieben VDE-Straßenprojekte
in der zunächst geplanten Zeit von 10, später im
Wesentlichen von 15 Jahren zu realisieren. Mit an-
deren Worten: Zur DEGES gab es keine wirkliche
Alternative.

Die VDE-Straße rasch verwirklichen – das war die
existenz(be)gründende Erwartung an sie.

III. Effizienz war also das Ziel

Um dieses vorhin genannte vorgegebene und auch
selbst gesteckte Ziel erreichen zu können, waren
für alle, die an der VDE-Straße arbeiteten, gute
Rahmenbedingungen gesetzt worden mit dem Ver-
kehrswegeplanungsbeschleunigungsgesetz, mit
der Aufnahme der VDE in den Bundesverkehrswe-
geplan und dessen vordringlichen Bedarf und mit
deren vorrangiger Finanzierung.

1. Die eingangs genannten Ziele wurden erreicht,
der Auftrag in der vorgegebenen Zeitspanne
weitgehend erfüllt, wie sich aus den Bildern 1
und 2 ergibt.
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Bild 1: Projekte

Bild 2: Fertigstellungsgrade



1.150 km Autobahnneubau bzw. -erweiterung
(einschließlich Zubringerprojekte) in 15 Jahren,
das heißt auch, dass DEGES in dieser Zeit-
spanne ca. 10 % des gesamten heutigen deut-
schen Autobahnnetzes geplant und gebaut hat.

Mit Hilfe eines gesicherten Budgets und der er-
weiterten Handlungsmöglichkeiten der Verwal-
tung und darauf aufbauend des effizienten Zu-
sammenwirkens mit den jeweiligen Auftragsver-
waltungen unserer Gesellschafter konnten wir
damit das Ziel der Realisierung in kürzerer Zeit
als in den alten Bundesländern damals möglich
erreichen.

Die praktizierte rasche Umsetzung von Planung,
Genehmigung und Durchführung der Projekte
hat zu einem Realisierungszeitraum von nur 8
bis 10 Jahren geführt. So konnte mit den getätig-
ten Investitionen die größtmögliche Verkehrswi-
rksamkeit in vergleichsweise kurzen Zeiträumen
erreicht werden. Durchschnittliche Zeiträume für
Planung, Genehmigung und Baudurchführung
der insgesamt 116 Verkehrseinheiten (VKE), in
die die Projekte aufgeteilt waren:

• für Entwurfsplanung incl. Genehmigung
Ø   1,5-2 Jahre,

• für Planfeststellungsverfahren
Ø   1,5-2 Jahre,

• für Baudurchführung
Ø   3-4 Jahre.

2. Das Ziel der gleichen Kosten haben wir mit Si-
cherheit übererfüllt. DEGES hatte und hat bis
heute den Auftrag, halbjährlich einen Bericht
zum Stand aller VDE-Projekte vorzulegen. Die-
ser Bericht hat auch einen interessanten statisti-
schen Teil, in welchem die jeweiligen Zweckaus-
gaben für Bau und Grunderwerb der einzelnen
Projekte von den beteiligten Auftragsverwaltun-
gen und der DEGES erfasst werden.

Bei insgesamt 2.000 km Neubau und Erweite-
rung (ca. 1.200 km, davon 800 Neubau) bei
DEGES; je 400 km durch alte bzw. neue Bun-
desländer) in einem definierten Zeitraum unter
zugegebenermaßen günstigen Randbedingun-
gen, aber auch erheblichen Erschwernissen,
wenn man die lange Zeit der chaotischen Situa-
tion der neuen Länder im Kataster- und Grund-
stückswesen – was Eigentum und Eigentümer
betrifft – berücksichtigt, dann stellt diese Größen-
ordnung eine gesicherte Basis für aussagekräfti-
ge und belastbare statistische Auswertungen dar.

Im Ergebnis hat DEGES durchschnittliche Kilo-
meterkosten für Neubau bzw. für Erweiterung
in Höhe von 7,3 Mio. € erzielt.

Die durchschnittlichen Kilometerkosten für alle
VDE-Projekte liegen bei ca. 8,1 Mio. €, die
durchschnittlichen Kosten bei den Auftragsver-
waltungen liegen bei ca. 9,3 Mio. €.

Die dafür aufgewendeten Verwaltungskosten
für eingekaufte Dienstleistungen und eigene
Geschäftskosten betragen bei DEGES 14 %
der Zweckausgaben, das sind knapp 1 Mio.
€/km.

3. Die in der Praxis wohl schwierigste Aufgabe
war die Sicherung der gleichen Qualität von
Planung und fertigem Produkt.

Erstmals im deutschen Straßenbau wurde mit
Gründung und Beauftragung der DEGES eine
Organisationsprivatisierung erfolgreich ver-
wirklicht. Formal bedeutet dies, dass die Ge-
sellschafter sich einer Eigengesellschaft bedie-
nen, die als Dienstleister in enger Abstimmung
mit dem jeweiligen Auftraggeber die von die-
sem übertragenen Aufgaben erfüllt.

Die Konzeption der DEGES als Projektma-
nagementgesellschaft mit der Funktion als
Bauherr und Hausherr, jedoch ohne hoheitli-
che Aufgaben, unter dem Dach der Auftrags-
verwaltung hat sich als sehr effektiv erwiesen.

3.1 DEGES hat aus der Not, am Anfang zwar ein
dickes Auftragspolster, aber keine Mitarbeiter
zu haben, letztlich eine Tugend gemacht,
indem wir die Chance des Neuaufbaues von
Struktur und Organisation genutzt haben, um
drei Kernbegriffe der eigenen Arbeitsweise in
die Wirklichkeit umzusetzen:

DEGES koordiniert, optimiert und kontrolliert
die Leistungen externer Planer, Grunderwer-
ber, Bauvorbereiter und Bauüberwacher in
einem komplexen und in sich vernetzten Pro-
jekt- und Qualitätsmanagement.

3.2 Zur Bewältigung der eigentlichen Planungs-,
Grunderwerbs- sowie Bauvorbereitungs- und
Bauüberwachungsleistungen bedient sich die
DEGES geeigneter, in der Regel in europawei-
ten Vergabeverfahren sorgfältig ausgewählter
Ingenieurbüros und sonstiger Dienstleister.
Über Jahre hinweg wurden Ingenieurleistun-
gen in einer Größenordnung von über 50 Mio.
€ jährlich für das gesamte Spektrum der HOAI-
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Leistungen vergeben. Damit wurden ständig
ca. 500 bis 600 externe Ingenieure für die
DEGES tätig und von DEGES koordiniert und
kontrolliert, ihre Dienstleistungen – wo erfor-
derlich – optimiert.

3.3 Im Laufe der Jahre haben sich Potenziale ent-
wickelt, die heute in all ihren Facetten ein
hohes Management-Know-how darstellen: Ef-
fektive Steuerungsmechanismen und Ent-
scheidungsstrukturen sowie schnelle Hand-
lungsabläufe. Die DEGES hat insbesondere
Problemerkennungs- und -lösungsmechanis-
men entwickelt, die sowohl terminlich als auch
qualitativ und kostenmäßig optimierte Ergeb-
nisse sicherstellen können.

4. Im Rahmen einer Evaluierung durch die Kredit-
anstalt für Wiederaufbau stellte diese in ihrem
Abschlussbericht vom 10. 10. 2000 Folgendes
fest:

„Das Leistungspotenzial der DEGES liegt in
ihrer technischen, kaufmännischen und rechtli-
chen Expertise der Projektrealisierung und in
den zu diesem Zweck geschaffenen organisa-
torischen Strukturen.“

IV. Die Kernpotenziale

1. Zu den wesentlichen technischen Potenzialen
gehören die auf die jeweiligen Anforderungen
zugeschnittenen Planungskompetenzen, eine
kompakte Baurealisierung, ein hohes Innovati-
onspotenzial im Ingenieurbau, eine differenzier-
te Projektsteuerung, aber auch die auf mehrfa-
cher Erfahrung beruhende Kompetenz, einen
EFRE-Großprojektantrag in seiner Komplexität
umfassend zu erarbeiten.

2. Die effektive kaufmännische Betreuung ist so-
wohl Grundlage als auch elementarer Bestand-
teil der Realisierung von Verkehrsinfrastruktur-
projekten. Ausgangspunkt hierfür ist das Ver-
ständnis des zu realisierenden Projekts als Kos-
ten- und Leistungsträger. Die Strukturierung und
die Analyse des Herstellungsprozesses mittels
einer Kosten-Leistungs-Rechnung auf Ist-Kos-
ten-Basis liefern, die zwingend erforderliche
Kostentransparenz.

EDV-technische Grundlage hierfür ist das von
DEGES speziell für öffentliche Auftraggeber ent-
wickelte Vertrags- und Kostenmanagementsys-
tem auf der Basis von SAP ERP. Darüber hinaus

hat DEGES finanztechnische Kompetenz für
Wirtschaftlichkeitsuntersuchungen bei PPP-Pro-
jekten aufgebaut.

3. Hinzu kommt ein qualifiziertes juristisches Po-
tenzial im Fachplanungs-, Verfahrens-, Umwelt-
und Immissionsschutzrecht einerseits, im Ver-
gabe- und Wettbewerbsrecht sowie im Zivilrecht
insgesamt andererseits bis hin zu erheblicher
praktischer Expertise für Ausarbeitung und Be-
treuung von Konzessionsverträgen für A- und F-
Modelle sowie deren denkbare Variationen und
Weiterentwicklungen.

4. Für Vorbereitung, Durchführung und Abwicklung
des Grunderwerbs für die VDE-Projekte hat
DEGES für die über 70.000 benötigten Grund-
stücke mit einer Gesamtfläche von ca. 35.000
ha und für die notwendigen Verhandlungen mit
über 60.000 Eigentümern und Pächtern ein ei-
genes EDV-gestütztes Liegenschaftsmanage-
mentsystem entwickelt, das in einzigartiger
Weise mit einem grafischen System gekoppelt
ist. Dieses System, das derzeit ca. 20.000 Ver-
träge umfasst, kann alle relevanten Daten eines
Grundstücks – Nutzung, Eigentümer, Pächter,
Fläche, Preis und örtliche Gegebenheiten – zu-
sammenführen und jedes Grundstück grafisch
linienhaft darstellen. Dieses Instrumentarium ist
singulär; durch seine Ausgestaltung als Neben-
buchhaltung wird dort außerdem jeder Kaufver-
trag buchhalterisch abgewickelt.

Das bedeutet ganz konkret, dass die Ergebnis-
se der Neuvermessung, die einem Verände-
rungsnachweis für das Grundbuch zugrunde lie-
gen, in das System eingegeben werden mit der
automatisch bewirkten Folge, dass jede daraus
resultierende flächenmäßige Veränderung eines
(vorläufigen) Kaufvertrages zu einer Vertragsän-
derung und einer Neuberechnung (Mehr- oder
Minderkosten) des Kaufpreises und dessen wei-
tere Abwicklung mit jedem einzelnen Käufer,
Pächter o. ä. Berechtigten führt.

Man kann hierzu feststellen, dass es ohne den
Einsatz dieses selbst entwickelten Systems
nicht möglich gewesen wäre, den vorzeitigen
Grunderwerb so umfassend zu sichern, dass
keine einzige Baumaßnahme wegen fehlenden
rechtmäßigen Besitzes aller benötigten Grund-
stücke zeitlich beeinträchtigt wurde.

Experten des Enteignungs- und Entschädi-
gungsrechts sowie für Bewertungsfragen steu-
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ern über externe qualifizierte Dienstleister den
Grunderwerb von der Recherche bis zur
Schlussvermessung. Darüber hinaus hat
DEGES die Durchführung von insgesamt 45
Flurbereinigungsverfahren angeregt und be-
treut sie.

5. Besonders effizient und effektiv sind jedoch die
strukturellen Potenziale, an denen man die Zu-
kunftstauglichkeit der DEGES messen kann
und messen sollte.

Weil DEGES keine Behörde ist, sondern eine
Projektmanagementgesellschaft in der Rechts-
form einer GmbH, arbeitet sie nach privatwirt-
schaftlichen Kriterien.

5.1 Dies erlaubt eine flexible, bedarfsgerechte Per-
sonalplanung und zugleich eine maßgeschnei-
derte Ablauforganisations-Struktur, die den Be-
dürfnissen des jeweiligen Projekts angemes-
sen ist und auf die unterschiedlichsten Aufga-
benstellungen reagieren kann.

5.2 Auf Grund der Kosten-Leistungs-Rechnung auf
Ist-Kosten-Basis besteht 100%ige Kosten-
transparenz nach außen und nach innen, was
die Entwicklung von Kostenbewusstsein bei
den Mitarbeitern sehr gefördert hat.

5.3 Alles Know-how, ob technisch, kaufmännisch
oder juristisch, ist unter einem Dach.

5.4 Es wurde ein zukunftsweisendes Compliance-
System geschaffen. Dessen wesentliche Be-
standteile sind

• eine ausgefeilte Ablauforganisation mit kla-
rer Verantwortlichkeit und Mehr-Augen-
Prinzip,

• eine Einzel-Nachweisführung für die ord-
nungsmäßige Behandlung aller relevanten
Vorgänge im Geschäftsgang,

• eine interne Revision sowie

• das bereits erwähnte Vertrags- und Nach-
tragsmanagementsystem, das über seine
Controlling-Funktion hinaus zu einem ver-
feinerten Instrument der Korruptionspräven-
tion ausgebaut ist.

Darüber hinaus unterliegt die Tätigkeit der
DEGES

• der jährlichen Abschlussprüfung nach HGB
durch einen unabhängigen Wirtschaftsprü-
fer,

• der jährlichen erweiterten Prüfung der Ord-
nungsmäßigkeit der Geschäftsführung nach
§ 53 Haushaltsgrundsätzegesetz (HGrG)
sowie

• der Prüfung durch den Bundesrechnungs-
hof bezüglich ihrer Haushalts- und Wirt-
schaftsführung gem. § 44 HGrG. So hat der
Bundesrechnungshof jährlich z. T. mehrere
Prüfungen durchgeführt und für den Zeit-
raum von 15 Jahren die Haushalts- und
Wirtschaftsführung der DEGES umfassend
und ohne wesentliche Beanstandungen ge-
prüft.

5.5 DEGES ist prädestiniert für die Durchführung
von Ländergrenzen übergreifenden Aufgaben-
stellungen, wodurch Verwaltungsvereinbarun-
gen, Staatsverträge o. Ä. nicht mehr zwingen-
de Voraussetzung sind für faktische Koopera-
tionen über Ländergrenzen hinweg.

5.6 Die Chance zu einer Poolfinanzierung wie bei
den VDE, das heißt, bei Ländergrenzen über-
greifenden Projekten wird ein gemeinsamer Fi-
nanzierungspool gebildet, der sicherstellt, dass
das jeweils bereiteste Projekt mit der höchsten
Verkehrswirksamkeit kompakt realisiert wird.

5.7. Das umfassende externe und interne Berichts-
wesen verschafft allen Gesellschaftern Ein-
blick, insbesondere in die „Experimentier-
küche“ bei neuen zukunftsweisenden Aufga-
benstellungen oder Organisationsstrukturen 
(z. B. bei den Aufgabenstellungen ÖPP-Projek-
te, Konzessionsverträge, Funktionsbauverträ-
ge und deren Weiterentwicklung, technische
Innovationen u. Ä.).

V. Konsequenz: Weiterentwicklung
der Gesellschaft

Die eingangs geschilderten Anforderungen haben
alle folgenden Phasen des Aufbaues, der Selbstor-
ganisation, des Beginns der Planungen, der Bau-
vorbereitung, des Grunderwerbs und schließlich
der Bauabwicklung bestimmt. Zunächst sahen die
Geschäftsführung und die Mitarbeiter der DEGES
ihre im Wesentlichen selbst entwickelten Struktu-
ren, Instrumente und Arbeitsweisen nur unter dem
Aspekt der spezifischen Anwendung für diesen
ihren endlichen Auftrag.

Im Laufe der Jahre hat sich aber herausgestellt,
dass die DEGES mit ihren qualifizierten Mitarbei-
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tern in der geschaffenen Struktur Instrumentarien
entwickelt hat, die über die ursprüngliche Aufga-
benstellung hinaus effektiv und effizient sind, so-
dass sie auch für andere und neue Aufgaben ihrer
Gesellschafter eingesetzt werden können und auch
eingesetzt werden.

So ergab sich auf Wunsch der Gesellschafter fol-
gende Weiterentwicklung:

1. Im Jahr 2001 erfolgte eine behutsame Änderung
der Satzung, mit der es möglich wurde, dass die
bestehenden Gesellschafter der DEGES auch
andere Aufgaben als Teile von VDE-Straßenpro-
jekten übertragen konnten, soweit sie in deren
Baulast lagen und es sich dabei um den Bun-
desstraßen vergleichbare Verkehrsinfrastruk-
turmaßnahmen handelte.

2. Neben den bereits seit 1999 übertragenen so
genannten Zubringerprojekten (A 17, Nordver-
längerung A 71, B 96 n Rügenanbindung, B 101
n mit einem Volumen von über 1 Mrd. €) wurden
von den Gesellschaftern weitere Straßenbau-
projekte sowie das Projekt City-Tunnel Leipzig
(Tunnelrohbau incl. Roh- und Ausbau der Statio-
nen) mit einem Volumen von weiteren 1,3 
Mrd. € der DEGES zur Realisierung anvertraut.

Daneben wurde DEGES mit

• dem Aufbau des Finanzsteuerungs- und Zah-
lungsverkehrssystems für die Verkehrsinfra-
strukturfinanzierungsgesellschaft (VIFG) sowie
der technischen Durchführung des Zahlungsver-
kehrs,

• der Planung und Realisierung eines Länder-
grenzen übergreifenden Verkehrssystemma-
nagements im Raum Leipzig/Halle,

• der fachlichen Bewertung und Vorprüfung von
Tunnelausstattungsentwürfen sowie von Ver-
kehrstelematikentwürfen im Auftrag des BMVBS
und vor allem

• mit der Betreuung von ÖPP-Projekten wie

• einem F-Modell,

• einem A-Modell,

• einem Bau- und Erhaltungsmodell für ein
Landesstraßenprojekt sowie

• der Weiterentwicklung eines Funktionsbau-
vertrages zu einem Betreibermodell A 9

betraut.
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3. Im Jahr 2006 hat die Gesellschafterversamm-
lung mit einem Grundsatzbeschluss den Weg
für die Aufnahme von bis zu vier weiteren Ge-
sellschaftern durch Abschmelzen von Gesell-
schaftsanteilen und Veräußerung dieser Anteile
an den jeweiligen neuen Gesellschafter bereitet.

Zu dieser Zeit rückte DEGES auch stärker in
den Fokus der Auftragsverwaltungen einiger
alter Bundesländer. Im August 2007 erklärte die
Freie und Hansestadt Hamburg ihren Beitritt
und im Juli 2008 das Land Schleswig-Holstein.
Die beiden neuen Gesellschafter haben der
DEGES bereits Aufträge mit einem Investitions-
volumen von deutlich über 700 Mio. € übertra-
gen.

Auch hierbei handelt es sich jeweils um hoch-
komplexe Aufgabenstellungen, für deren Be-
treuung die ganze Bandbreite des Know-how
der DEGES in ihren technischen, kaufmänni-
schen und rechtlichen Expertisen benötigt wer-
den wird:

Neben der Umsetzung eines umfassenden und
zukunftsweisenden von DEGES in wenigen Mo-
naten entwickelten Immissionsschutz- und Ge-
staltungskonzepts für den sechs- bzw. achtstrei-
figen Ausbau der BAB 7 im Stadtgebiet Ham-
burg nördlich des Elbtunnels sind dies die Un-
tersuchung der Machbarkeit und die Realisie-
rung der Verlegung einer hochbelasteten Bun-
desstraße im Gebiet des Hamburger Hafens
unter erheblichem Zeitdruck sowie weitergehen-
de Untersuchungen der Varianten für die so ge-
nannte Hafenquerspange im südlichen Hafen-
gebiet.

Für das Land Schleswig-Holstein wird DEGES
den sechsstreifigen Ausbau der BAB 7 von der
Landesgrenze zu Hamburg bis zum AD Bordes-
holm planen und bei entsprechender Wirtschaft-
lichkeit als A-Modell ausschreiben.

Nach dieser Status-quo-Schilderung also die
Frage:

VI. Wie wird nun die Zukunft der
DEGES sein?

Eines ist sicher: Sie wird gewiss nicht sein wie die
Vergangenheit mit einem vollen Auftragsbuch für 15
Jahre als „Startkapital“. Aber weil DEGES eine Ver-
gangenheit hat – und zwar diese Vergangenheit –,

hat sie nach unserer festen Überzeugung auch eine
Zukunft und einen guten Platz in dieser Zukunft.

Welches sind nun die Perspektiven für eine künfti-
ge Rolle der DEGES in der deutschen Straßenver-
waltung?

1. Um diese Frage zu behandeln, muss man
zunächst das Umfeld darstellen, in dem der
Straßenbau, besser: die Straßenbauverwal-
tung im Allgemeinen und die Auftragsverwal-
tung im Besonderen, heute in Deutschland
steht, in dem er sich bewegt und – die Frage
aller Fragen – wohin er sich bewegt.

Liest man alles, was derzeit in der Theorie und
in der Praxis dazu gesagt und geschrieben
wird, so muss man feststellen, dass nahezu
alles Bestehende schon in Frage gestellt und
nahezu alle denkbaren künftigen rechtlichen
Aufgabenzuordnungen, Strukturen und Orga-
nisationsformen schon einmal diskutiert und
wohl auch wieder verworfen worden sind. An-
gesichts dieser Ausgangslage gehört nicht viel
Prophetie zu der Einschätzung, dass nichts so
bleiben wird, wie es war, unabhängig davon,
ob die großen Linien in der Auftragsverwaltung
zwischen Bund und Ländern erhalten, verän-
dert oder völlig neu gezogen werden. Auch
wenn sie so bleiben, wie sie sind, wird vieles
verändert werden, denn es gibt ja im Bereich
der inneren Organisation für die Erfüllung die-
ser öffentlichen Aufgaben schon genügend Va-
riationsmöglichkeiten.

1.1 Die Frage, ob und wie die Auftragsverwaltung
in der Zukunft gestaltet sein wird, ist ein ge-
wichtiges Thema in der Föderalismus-Reform
II. Da hier noch nichts entschieden ist, sind die
Auftragsverwaltungen ihrerseits auf der Suche
nach neuen Strukturen und – wen wundert 
es – angesichts unserer ausgeprägten födera-
len Struktur zu den verschiedensten Lösungen
gekommen, die durchaus Tendenzen haben
zur Atomisierung einer bisher in ihrer Dezen-
tralität, was die Länderverantwortlichkeiten be-
trifft, gleichwohl jeweils ähnlich und zentral or-
ganisierten Struktur.

Diese Diskussionen sind nicht neu; sie wurden
von Einzelnen immer wieder zu führen ver-
sucht, doch gab es genügend retardierende
Kräfte, die diese Diskussion unter der Decke
hielten oder bagatellisierten. Eine gewisse Sig-
nalwirkung hatte wohl der Bericht des BRH-
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Präsidenten in seiner Eigenschaft als Bundes-
beauftragter für Wirtschaftlichkeit in der Ver-
waltung zur Neuordnung der Verwaltung im
Bundesfernstraßenbau vom 11. Oktober 2004.

1.2 Die Zeiten einer subkutanen Diskussion sind
aber wohl vorbei: Der Geist ist aus der Flasche
‚raus, und die Fragen sind gestellt. Wer sie
nicht ohnehin schon kennt, findet sie unter den
Nummern 138 bis 164, und wenn man den
Kreis bis zu Fragen der Verwaltungsmoderni-
sierung zieht, unter den Nummern 300 ff. im
Fragenkatalog der Föderalismuskommission
für ihre Expertenanhörung (Kommissions-
drucksache 044) – www.bundestag.de/parla
ment/gremien/foederalismus/drucksachen.

Die parallel laufende „Atomisierung der Zu-
ständigkeiten“ der Straßenverwaltungen der
Bundesländer hat Konrad BAUER in seinem
Aufsatz „Straßenbauverwaltung in Deutsch-
land“ in der Zeitschrift „Straße und Autobahn“,
2008, S. 154 ff., eindrucksvoll dargestellt, und
sie ist noch nicht zu Ende.

1.3 Die allgemeine Diskussion ist also im vollen
Gange; sie beschränkt sich nicht mehr auf eine
interne Diskussion zwischen Bund und Auf-
tragsverwaltungen, sondern sie findet statt im
Rahmen der Politik und vor allem der Wirt-
schaft.

Das kann gut sein, das kann schlecht sein:
Aber es ist so.

Aus dem im Auftrag von BDI, dem Hauptver-
band der deutschen Bauindustrie, Pro Mobilität
u. a. im Frühjahr 2008 erstellten Gutachten des
Instituts für Verkehrswissenschaft der Univer-
sität Münster und der KCW GmbH zur „Neu-
ordnung der Infrastrukturverantwortung für die
Bundesfernstraßen“ (siehe www.bdi-online.de)
ist erkennbar, dass die allgemeine Diskussion,
wie sie bisher in der Wirtschaft und in der Wis-
senschaft geführt worden ist, zumindest die ra-
dikale Forderung nach einer Aufgabenprivati-
sierung hinter sich gelassen hat. Auch der Wir-
bel um das angebliche Modell ASFINAG ist
vorbei. Die im Ergebnis mangelnde Identität
von Finanzierungs- und Lebenszyklus der ge-
schaffenen Investition kann nicht Modell sein.
Ohne dieses genannte Gutachten der Univer-
sität Münster werten zu wollen, ist aus meiner
Sicht positiv zu verzeichnen, dass es sich auf
die schwierige Suche nach effektiven Antwor-

ten auf klassische Organisationsfragen begibt,
allerdings „erschwert“ durch die grundgesetzli-
che Regelung des Status quo für Bundesfern-
straßen.

Die in diesen Gutachten getroffenen
grundsätzlichen Bewertungen der verschiede-
nen Konstellationen können ernsthaft nicht be-
stritten werden. Gleichwohl müssen nicht
zwangsläufig die dort aufgezeigten Lösungs-
vorschläge die richtigen sein. Die dort aufge-
worfenen Fragen sind jedoch berechtigt.

2. Man könnte nun natürlich fragen, wo ange-
sichts dieser Situation überhaupt noch ein
Platz für eine Organisation wie DEGES ist.
Wer kann sie künftig brauchen?

Gerade weil wir sehen und miterleben können,
dass – salopp gesagt – in dieser Diskussion
fast jedes „Fass“ aufgemacht wird, muss man
erwarten oder darf es vielleicht sogar erhoffen,
dass die Kraft der Beteiligten für einen ver-
meintlichen „großen Wurf“, eine zentral defi-
nierte und dann föderal umzusetzende Neu-
ordnung, nicht reichen wird.

2.1 Niemand ist jedoch gehindert, einen an sich als
unbefriedigend erkannten Status quo mit maß-
geschneiderten Einzellösungen zu optimieren.
Damit meine ich die Straßenbauverwaltungen
und insbesondere die Auftragsverwaltungen
selbst. Wenn denn nicht verhindert werden
kann, dass die Auftragsverwaltungen durch die
aus den verschiedensten Gründen erfolgte
Verschlankung der staatlichen Verwaltung im
Kern ihrer eigentlichen Aufgabenwahrneh-
mung nachhaltig personell und fachlich ge-
schwächt sind oder werden, dann ist die Suche
der einzelnen Straßenbauverwaltungen nach
Kooperationen mit denen, die die gleichen Pro-
bleme haben, naheliegend.

Die jetzigen Gesellschafter der DEGES haben
nicht die Absicht, die eigene Verwaltung durch
die DEGES zu ersetzen, sondern wollen – ge-
meinsam mit anderen – neben ihrer eigenen
Verwaltung eine zusätzliche Ressource für den
eigenen Bedarf zur Verfügung haben. Dies ist
kein wirtschaftlicher Luxus, sondern im Gegen-
teil sehr wirtschaftlich, da diese Ressource nur
bezahlt werden muss, wenn und soweit man
sie in Anspruch nimmt. Dies setzt natürlich die
grundsätzliche Bereitschaft voraus, diese Res-
source nicht nur gemeinsam zu planen, son-
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dern sie dann auch einzusetzen. Die Gesell-
schafter der DEGES ebenso wie andere klei-
nere Länder müssen sich doch fragen, ob sie
die Auftragsverwaltung und die Straßenverwal-
tung auf Dauer insgesamt autark gestalten
können. Diese Möglichkeit ist m. E. aber nur
den großen Bundesländern vorbehalten. Dies
muss jedoch kein Nachteil sein, wenn man sich
auf Kernaufgaben beschränkt und im Übrigen
mit anderen kooperiert („mehr Steuern statt
Rudern“). So gibt es für unsere Gesellschafter
mindestens fünf gute Gründe dafür, eine leis-
tungsfähig gehaltene DEGES auch künftig für
sich nutzbar zu machen, nämlich

• weil die eigenen Kapazitäten zur Umset-
zung anstehender Projekte nicht mehr aus-
reichen,

• weil erst in der Kooperation wirtschaftliche
Lösungen über die manchmal zu engen –
weil unwirtschaftlichen – Landesgrenzen
hinaus erreichbar sind und deshalb ange-
strebt werden,

• weil qualitätsvolle personelle oder fachliche
Ressourcen nicht selbst aufgebaut werden
sollen, weil bzw. soweit sie nur für einen be-
stimmten Zeitraum bzw. ein bestimmtes
Projekt benötigt werden,

• weil neue und innovative Wege für Bau, Er-
halt und Betrieb von Straßen untersucht
und erprobt werden sollen und schließlich

• weil personelle oder fachliche Lücken in
den eigenen Ressourcen für Einzelprojekte
oder auf Dauer in personeller Kooperation
mit DEGES geschlossen werden können.

Jetzt kommt die praktische Anwendung:

2.2 Die Haushaltsordnungen der Länder haben
alle einen § 65, wonach das Land sich nur an
einer Gesellschaft in der Rechtsform des priva-
ten Rechts beteiligen soll, wenn daran ein
wichtiges Interesse besteht und sich der ange-
strebte Zweck nicht besser oder wirtschaftli-
cher auf andere Weise, das heißt grundsätzlich
mit der vorhandenen eigenen Ressource, er-
füllen lässt oder wenn für den angestrebten
Zweck die eigene Ressource nicht ausreicht
oder gar nicht vorhanden ist.

Jeder Auftrag, den ein Gesellschafter der
DEGES erteilt, wird einer dementsprechenden
Wirtschaftlichkeitsuntersuchung unterzogen.

Dazu muss man die eigenen Kosten dann auch
tatsächlich kennen; dies ist nicht immer der Fall,
während die Kosten der DEGES genau und ab-
schließend erfasst und nachgewiesen werden.
Jede Auftragsverwaltung, die schon ein A-Mo-
dell vorbereitet oder durchgeführt hat, weiß um
die zunehmende Stringenz des Wirtschaftlich-
keitsnachweises über den so genannten PSC
(Public-Sector-Komparator), d. h. die Kosten der
Eigenrealisierung im Vergleich zum verbindli-
chen Angebot eines künftigen Konzessionsneh-
mers.

Also erscheint es sinnvoll, die Anregungen, die
auch insbesondere im Rahmen der Diskussion
zur Föderalismusreform laut geworden sind
(siehe Kommissionsdrucksache 098 – Stellung-
nahme der Mitglieder der Bundesregierung),
nämlich ein Benchmarking zwischen den Ver-
waltungen der Länder und des Bundes einzu-
führen, nicht abzuwehren, sondern aufzugreifen
und zum Maßstab künftiger Entscheidungen zu
nehmen. Den Behauptungen über die angebli-
che unwirtschaftliche Arbeitsweise der Verwal-
tung („Bürokratieaufwand“) wäre dann leichter
zu entgegnen, andererseits die eigene Wirt-
schaftlichkeit aber auch selbst leichter zu über-
prüfen und zu verbessern.

VII. DEGES hat ihre künftige Rolle
schon gefunden – und das schon
seit Jahren

Als nur von öffentlichen Auftraggebern getragene
Gesellschaft ist sie ausschließlich für diese tätig
und übernimmt als deren Dienstleister einzelne de-
finierte Aufgaben aus deren originärem Aufgaben-
feld.

1. DEGES kann sich also nur im Rahmen der ihr
von ihren Gesellschaftern in Auftrag gegebenen
Aufgaben betätigen, die wiederum dem Unter-
nehmensgegenstand entsprechen müssen. Die-
ser Unternehmensgegenstand ist in der Gesell-
schaftssatzung eindeutig beschrieben und um-
fasst

„Planung und Baudurchführung (Bauvorberei-
tung und Bauüberwachung) von und für Bundes-
fernstraßen oder wesentliche Teile davon im
Rahmen der Auftragsverwaltung gemäß Artikel
90 GG.
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Entsprechendes gilt für vergleichbare Verkehrs-
infrastrukturprojekte in der Baulast der Gesell-
schafter einschließlich zugehöriger Aufgaben.

Die Beauftragung erfolgt jeweils auf der Grund-
lage von Dienstleistungsverträgen mit dem be-
auftragenden Gesellschafter“.

Bei den der DEGES übertragenen Aufgaben,
insbesondere im Hinblick auf Bauherren- und
Hausherrenfunktion, handelt es sich daher um
ureigenste Aufgaben der jeweiligen Gesellschaf-
ter der DEGES als öffentliche Auftraggeber. Nur
solche Aufgaben werden der DEGES übertra-
gen. Die jeweiligen Gesellschafter hätten diese
Aufgaben intern grundsätzlich auch an ihre ei-
genen Organisationseinheiten oder an ver-
gleichbare andere Organisationseinheiten ver-
gaberechtsfrei geben können. Diese Aufgaben
standen und stehen daher zu keiner Zeit dem
Markt zur Verfügung.

2. Die Beauftragungen der DEGES durch ihre Ge-
sellschafter stellt deshalb ein vergaberechtsfrei-
es so genanntes In-house-Geschäft dar.

Nach der hierfür maßgeblichen Rechtsprechung
des Europäischen Gerichtshofes (Teckal-Ent-
scheidung vom 18.11.1999 – Rs. C-107/98,
NzBau 2000, 90) liegt in der Beauftragung der
DEGES ein rein interner Beschaffungsvorgang
vor, weil

• der öffentliche Auftraggeber über die DEGES
eine Kontrolle wie über seine eigene Dienst-
stelle ausübt,

• die DEGES ausschließlich für die an ihr be-
teiligten öffentlichen Auftraggeber tätig ist,

• die öffentlichen Auftraggeber das gesamte
Kapital der DEGES halten und

• die Beteiligung Privater ausgeschlossen ist.
(so die Rechtsprechung des EuGH in einer
Reihe weiterer Entscheidungen, z. B. „Stadt
Halle“, EuGH vom 11.01.2005; – Rs. C-
26/03, NzBau 2005, 111 –, „CONAME“,
EuGH vom 21.07.2005; – Rs. C-231/03,
NzBau 2005, 592; – „Carbotermo“, EuGH
vom 11.05.2006; – Rs. C-340/04, NzBau
2006, 452).

Danach ist es auch kein Hindernis, dass Gesell-
schafter nicht nur ein öffentlicher Auftraggeber
ist, sondern mehrere Länder und der Bund be-
teiligt sind. Die Höhe des Gesellschaftsanteils

der einzelnen Gesellschafter ist unerheblich, da
die beteiligten Gesellschafter in ihrer Gesamt-
heit in der Lage sind, auf die strategischen Ziele
und die wichtigen Entscheidungen der Gesell-
schaft Ausschlag gebenden Einfluss zu nehmen
(so EuGH vom 13.10.2005 „Parking Brixen“ –
Rs. C-458/03, NzBau 2005, 644).

Dies wird auch aus der Satzung der DEGES
deutlich, da für jede der DEGES übertragene
Aufgabe ein eigenständiger Dienstleistungsver-
trag mit einem entsprechenden Weisungs- und
Durchgriffsrecht ausschließlich zwischen
DEGES und dem beauftragenden Gesellschaf-
ter abgeschlossen wird. Gegen dessen Willen
kann nichts beschlossen werden, was diesen
Dienstleistungsvertrag beeinträchtigen könnte.
Gesellschafter und Aufsichtsrat haben daher
keinerlei Mitwirkungsbefugnisse bei der Aus-
führung der beauftragten Aufgaben, sondern
sind ausschließlich zuständig für Organisation
sowie die personelle und fachliche Ausrichtung
der Ressourcen der Gesellschaft. Damit ist auch
das Risiko einer vom Grundsatz her unzulässi-
gen Mischverwaltung ausgeschlossen.

3. Aus dem Vertragswerk der DEGES ergibt sich
weiterhin, dass sie ausschließlich als Bauher-
ren- und Hausherrenvertreter für ihre Gesell-
schafter tätig wird, nicht am Wettbewerb teil-
nimmt und dadurch auch nicht auf Gewinnerzie-
lung ausgerichtet ist.

4. Weiterhin besteht auch nicht das Risiko einer
Mischfinanzierung, da jedes mit einem geson-
derten Dienstleistungsvertrag übertragene Pro-
jekt gesondert geführt und kostenmäßig erfasst
wird und alle entstandenen nachgewiesenen
Selbstkosten ausschließlich vom jeweiligen Auf-
traggeber erstattet werden.

5. Schließlich stehen angesichts dieser klaren Auf-
gabenbeschreibung und eindeutigen Aufgaben-
trennung auch keine verfassungsrechtlichen Be-
denken entgegen, sodass die DEGES auch
unter diesem Aspekt Aufgaben aus dem Bereich
der Verkehrsinfrastruktur, soweit diese in der
Baulast ihrer Gesellschafter stehen, überneh-
men kann

• sowohl für ihre Ländergesellschafter, gleich,
ob aus dem Bereich der Auftragsverwaltung
oder aus dem der eigenen Baulast (z. B.
Landesstraßen oder Projekte des regionalen
Schienenverkehrs),
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• als auch für den Gesellschafter Bund aus des-
sen Aufgabenkreis der Baulast für Verkehrsin-
frastrukturprojekte im weiten Sinne, wie sie
DEGES für den BMVBS, für dessen Tochterge-
sellschaft VIFG und neuerdings auch für die
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes
bereits ausführt.

VIII. Fazit

Besonders interessant ist, dass im Rahmen der Fö-
deralismus-II-Diskussion der Verwaltungszusam-
menarbeit, der Kooperation von Ländern, Bund und
Kommunen, besonderes Augenmerk gewidmet
wird.

Die Kommissionsdrucksachen 072, 098 und 099
seien hier nur als Beispiel angesprochen. Dort wird
die vergabe-, wettbewerbs- bzw. kartellrechtlichen
Seite solcher Kooperationen – insbesondere im
Lichte der einschlägigen Rechtsprechung des
EuGH – besonders sorgfältig angesprochen. Hier
werden mit Sicherheit noch die flankierenden ge-
setzlichen Regelungen geschaffen werden, die der
In-House-Konzeption im Rahmen von Kooperatio-
nen mehrerer Träger öffentlicher Aufgaben noch
weit mehr Möglichkeiten als heute schon gegeben
bieten können.

Auf diesem – wie auch auf so manch anderem 
Feld – ist die DEGES sehr früh aktiv gewesen und
heute ein entsprechender Erfahrungsträger, der
sich einen festen Platz in der künftigen deutschen
Straßenverwaltung hart erarbeitet hat.
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Programm des Forschungsseminars 

des Arbeitskreises „Straßenrecht”

am 22./23. September 2008 

im Universitätsclub Bonn

Leitung: Univ.-Prof. Dr. Dr. Wolfgang Durner LL. M.

Montag, 22. September 2008 Dienstag, 23. September 2008

14.15 Uhr Begrüßung 9.00 Uhr Hans Jörg Klofat, 
Geschäftsführer der DEGES 
Deutsche Einheit, Fernstraßen-

14.30 Uhr Univ.-Prof. Dr. Udo Steiner, planungs- und -bau GmbH, Berlin:
Richter des Bundesverfassungs- Perspektiven für die künftige Rolle 
gerichts a. D., Karlsruhe: der DEGES in der deutschen
Geschichte und Wirken des Arbeits- Straßenverwaltung
kreises Straßenrecht 1958-2008

9.45 Uhr Diskussion
15.00 Uhr Diskussion

10.30 Uhr Kaffeepause
15.30 Uhr Kaffeepause

11.00 Uhr „Aktuelle Stunde”
16.00 Uhr Regierungsdirektorin 

Tatjana Tegtbauer, 12.00 Uhr Mitgliederversammlung des
Bundesministerium für Verkehr, Bau- Arbeitskreises „Straßenrecht“
und Stadtentwicklung, Bonn:
Vergangenheit und Zukunft der 13.00 Uhr Mittagsimbiss
Straßenverwaltung

17.15 Uhr Ministerialrätin Doris Drescher, 
Sächsisches Staatsministerium 
für Wirtschaft und Arbeit, Dresden:
Länderinteressen und Kommunali-
sierung der Straßenbauverwaltung

17.45 Uhr Diskussion 

19.00 Uhr Gemeinsames Abendessen
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Schriftenreihe

Berichte der Bundesanstalt
für Straßenwesen

Unterreihe „Straßenbau“

S 1:   Verwitterungsbeständigkeit von Recycling-Baustoffen 
Guth     kostenlos

S 2:   Eignung von Grubenbergen als Baustoff für Tragschichten 
ohne Bindemittel
Guth     kostenlos

S 3:   Altlastenerfassung durch geophysikalische Methoden
Faust     kostenlos

S 4:   EPS-Hartschaum als Baustoff für Straßen
Bull-Wasser    kostenlos

S 5:   Baubegleitende Messungen B 73n
Heinisch, Blume   kostenlos

S 6:   Eignung überdeckter Fugen mit Querkraftübertragung
Fleisch, Bartz    kostenlos

S 7:   33. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
                       14,00

S 8:   Anleitung Qualitätsmanagementplan Asphalttragschichten
Freund, Stöckner    12,50

S 9:   Meßwert- und rechnergestütztes Management der Stra-
ßenerhaltung – Niederschrift und Referate des Erfahrungsaus-
tausches am 16. und 17. Mai 1995 in Berlin  13,00

S 10: 34. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
                   14,00

S 11: Der Einfluß der Textur auf Reifen/Fahrbahngeräusch und 
Rollwiderstand – Untersuchungen im Prüfstand Fahrzeug/Fahr-
bahn
Ullrich, Glaeser, Sander, Chudalla, Hasskelo, Löffler,  
Sievert  15,00

S 12: Offenporige Asphaltdeckschichten auf Außerortsstraßen 
– Projektgruppe „Lärmmindernde Straßendecken“        10,00

S 13: Qualität von mineralischen Straßenbaustoffen
Tabbert      16,50

S 14: 35. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
                       16,50

S 15: Anforderungen an Fugenfüllsysteme aus Temperaturdeh-
nungen
Eisenmann, Lechner    12,50

S 16: Sicherheitswirksamkeit ausgewählter Straßenbaumaß-           
nahmen im Lande Brandenburg
Schnüll, Handke, Seitz    22,00

S 17: Restnutzungsdauer von Asphaltschichten – Prüfung der 
Grundlagen zu ihrer Berechnung
Wolf, Schickl     13,00

S 18: 2. Erfahrungsaustausch über rechnergestütztes Straßen-
erhaltungsmanagement     14,50

S 19: Einfluß der Bruchflächigkeit von Edelsplitten auf die Stand-
festigkeit von Asphalten
Teil 1: Literaturauswertung
Beckedahl, Nösler, Straube
Teil 2: Einfluß des Rundkornanteils auf die Scherfestigkeit von 
Gesteinskörnungen
Diel       16,50

S 20: 36. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
                       14,00

S 21: Walzbeton: Ergebnisse aus neuester Forschung und lang-
jähriger Praxis – Kompendium
Birmann, Burger, Weingart, Westermann
Teil 1: Einfluß der Zusammensetzung und der Verdichtung von 
Walzbeton auf die Gebrauchseigenschaften (1)
Schmidt, Bohlmann, Vogel, Westermann
Teil 2: Einfluß der Zusammensetzung und der Verdichtung von 
Walzbeton auf die Gebrauchseigenschaften (2)
Weingart,Dreßler
Teil 3: Messungen an einer Versuchsstrecke mit Walzbeton-Trag-
schicht an der B54 bei Stein-Neukirch
Eisenmann, Birmann
Teil 4: Temperaturdehnung, Schichtenverbund, vertikaler Dichte-
verlauf und Ebenheit von Walzbeton
Burger      17,00

S 22: 3. Bund-Länder-Erfahrungsaustausch zur systematischen 
Straßenerhaltung – Nutzen der systematischen Straßenerhaltung  
                 19,50

S 23: Prüfen von Gesteinskörnungen für das Bauwesen
Ballmann, Collins, Delalande, Mishellany, 
v. d. Elshout, Sym    10,50

S 24: Bauverfahren beim Straßenbau auf wenig tragfähigem 
Untergrund - Konsolidationsverfahren -
Teil 1: Vergleichende Betrachtung von Konsolidationsverfahren 
beim Straßenbau auf wenig tragfähigem Untergrund
Teil 2: Erfahrungsberichte über ausgeführte Straßenbauprojekte auf 
wenig tragfähigem Untergrund unter Verwendung von Konsolida-
tionsverfahren
Koch       17,50

S 25: 37. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau  
                   16,50

S 26: Bauverfahren beim Straßenbau auf wenig tragfähigem Unter-
grund - Aufgeständerte Gründungspolster
Rogner, Stelter     14,00

S 27: Neue Methoden für die Mustergleichheitsprüfung von           
Markierungsstoffen – Neuentwicklung im Rahmen der Einführung 
der ZTV-M 02
Killing, Hirsch, Boubaker, Krotmann   11,50

S 28: Rechtsfragen der Bundesauftragsverwaltung bei Bundes-
fernstraßen – Referate eines Forschungsseminars der Universität 
des Saarlandes und des Arbeitsausschusses „Straßenrecht“ am 
25./26. September 2000 in Saarbrücken      13,00

S 29: Nichtverkehrliche Straßennutzung – Referate eines For-
schungsseminars der Universität des Saarlandes und des Arbeits-
ausschusses „Straßenrecht“ am 24./25. September 2001 in Saar-
brücken      13,50
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S 30: 4. Bund-Länder-Erfahrungsaustausch zur systematischen 
Straßenerhaltung – Workshop Straßenerhaltung mit System –  
                       19,50

S 31: Arbeitsanleitung für den Einsatz des Georadars zur Gewin-
nung von Bestandsdaten des Fahrbahnaufbaues          

Golkowski     13,50

S 32: Straßenbaufinanzierung und -verwaltung in neuen Formen 
– Referate eines Forschungsseminars der Universität des Saar-
landes und des Arbeitsausschusses „Straßenrecht“ am 23. und 
24. September 2002 in Saarbrücken        13,50

S 33: 38. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau
                17,50

S 34: Untersuchungen zum Einsatz von EPS-Hartschaumstoffen 
beim Bau von Straßendämmen
Hillmann, Koch, Wolf    14,00

S 35: Bauverfahren beim Straßenbau auf wenig tragfähigem Unter-
grund – Bodenersatzverfahren
Grundhoff, Kahl     17,50

S 36: Umsetzung und Vollzug von EG-Richtlinien im Straßenrecht   
– Referate eines Forschungsseminars der Universität des Saar-
landes und des Arbeitsausschusses „Straßenrecht“ am 22. und 
23. September 2003 in Saarbrücken   13,50

S 37: Verbundprojekt „Leiser Straßenverkehr – Reduzierte Reifen-
Fahrbahn-Geräusche“
Projektgruppe „Leiser Straßenverkehr“   16,50

S 38: Beschleunigung und Verzögerung im Straßenbau – Referate 
eines Forschungsseminars der Universität des Saarlandes und des 
Arbeitsausschusses „Straßenrecht“ der Forschungsgesellschaft 
für Straßen- und Verkehrswesen am 27./28. September 2004 in 
Saarbrücken     16,50

S 39: Optimierung des Triaxialversuchs zur Bewertung des Ver-
formungswiderstandes von Asphalt
Renken, Büchler                   16,00 

S 40: 39. Erfahrungsaustausch über Erdarbeiten im Straßenbau
                    17,50

S 41: Chemische Veränderungen von Geotextilien unter Boden-
kontakt – Untersuchungen von ausgegrabenen Proben
Schröder                   13,50

S 42: Veränderung von PmB nach Alterung mit dem RTFOT- und 
RFT-Verfahren – Veränderungen der Eigenschaften von polymer-
modifizierten Bitumen nach Alterung mit dem RTFOT- und RFT-
Verfahren und nach Rückgewinnung aus Asphalt
Wörner, Metz     17,50

S 43:  Eignung frostempfindlicher Böden für die Behandlung mit Kalk
Krajewski, Kuhl     14,00

S 44: 30 Jahre Erfahrungen mit Straßen auf wenig tragfähigem 
Untergrund
Bürger, Blosfeld, Blume, Hillmann   21,50

S 45: Stoffmodelle zur Voraussage des Verformungswiderstan-         
des und Ermüdungsverhaltens von Asphaltbefestigungen
Leutner, Lorenzl, Schmoeckel,Donath, Bald, Grätz, Riedl,          
Möller, Oeser, Wellner, Werkmeister, Leykauf, Simon          21,00

S 46: Analyse vorliegender messtechnischer Zustandsdaten und 
Erweiterung der Bewertungsparameter für Innerortsstraßen
Steinauer, Ueckermann, Maerschalk   21,00
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S 47: Rahmenbedingungen für DSR-Messungen an Bitumen
Dieser Bericht liegt nur in digitaler Form vor und kann kostenpflich-
tig unter www.nw-verlag.de heruntergeladen werden.
Hase, Oelkers   24,50

S 48: Verdichtbarkeit von Asphaltmischgut unter Einsatz des 
Walzsektor-Verdichtungsgerätes
Dieser Bericht liegt nur in digitaler Form vor und kann kostenpflich-
tig unter www.nw-verlag.de heruntergeladen werden.
Wörner, Bönisch, Schmalz, Bösel  15,50

S 49: Zweischichtiger offenporiger Asphalt in Kompaktbau-
weise
Ripke   12,50

S 50: Finanzierung des Fernstraßenbaus – Referate eines For-
schungsseminars des Arbeitsausschusses "Straßenrecht" der 
FGSV am 25./26. September 2006 in Tecklenburg-Leeden
            15,50

S 51: Entwicklung eines Prüfverfahrens zur Bestimmung der 
Haftfestigkeit von Straßenmarkierungsfolien
Dieser Bericht liegt nur in digitaler Form vor und kann kostenpflich-
tig unter www.nw-verlag.de heruntergeladen werden.
Killing, Hirsch  14,50

S 52: Statistische Analyse der Bitumenqualität aufgrund von 
Erhebungen in den Jahren 2000 bis 2005
Dieser Bericht liegt nur in digitaler Form vor und kann kostenpflich-
tig unter www.nw-verlag.de heruntergeladen werden.
Hirsch  16,00

S 53: Straßenrecht und Föderalismus – Referate eines For-
schungsseminars des Arbeitskreises "Straßenrecht" am 24./  
25. September 2007 in Bonn                                              15,50

S 54: Entwicklung langlebiger dünner Deckschichten aus Beton
Silwa, Roßbach, Wenzl    12,50

S 55: Dicke Betondecke auf Schichten ohne Bindemittel (SoB/
STSuB)
Leykauf, Birmann, Weller    13,50

S 56: Vergangenheit und Zukunft der deutschen Straßenverwaltung 
– Referate eines Forschungsseminars des Arbeitskreises "Straßen-
recht" am 22./23. September 2008 in Bonn  xx,xx
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